146. Sonnabend 


Inland. 


Berlin den 23. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Landrathe des Kreiſes Torgau, Grafen von Seydewitz, ſo wie dem 
Juſtizrath und Juſtiz⸗Kommiſſarius Klapper in Ratibor, den Rothen Abler⸗ 
Orden vierter Klaſſe; desgl. dem Arbeitsmann Chriſtian Friedrich Heſſeyer 
zu Hönow, Regierungs- Bezirks Potsdam, dem Feldmeſſer Ern ſt Längner zu 
Tangermünde, Regierungs⸗Bezirks Magdeburg, und dem Tiſchlergeſellen Chti- 
ſtian Kockert zu Potsdam die Rettungs⸗Medaille am Bande; ſo wie dem Land⸗ 
und Stadtgerichts⸗Direktor Carſſow in Salzwedel zu feinem 50 jährigen Amts⸗ 
Jubiläum den Charakter als Geheimer Juſtiz⸗Rath zu verleihen. 


Der Generalmajor und Commandeur der 11. Landwehr⸗Brigade, o. Willi⸗ 
ſen, iſt nach Magdeburg abgereiſt. 


Pots bam den 21. Juni. Geſtern wurde wiederum, wie in den früheren 
Jahren, die Feier des Stiftungsfeſtes des Lehr - Infanterie Bataillons begangen, 
wozu auch wieder eine Deputation der in Berlin ſtehenden Lehr⸗Eskadron zugezo⸗ 
gen war. um 11 Uhr fand beim Neuen Palais im Freien der Gottes dienſt ſtatt, 
der von dem Feldprobſt Bollart abgehalten wurde. 
beimarſch des Lehr- Bataillons, und nach der Parade, unter ber Kolonade der 
Communs, die Speiſung des Militairs. Ihre Königl. Majeſtäten, ſo wie Ihre 
Königl. Hoheiten der Prinz und die Prinzeſſin von Preußen, die Prinzen des 
Königlichen Hauſes, die gegenwärtig hier anweſenden hoͤchſten Säfte Sr. Maje⸗ 
ſtät, als: Ihre Königl. Hoheit die verwittwete Frau Großherzogin von Mecklen⸗ 
burg Schwerin, Se. Königl. Hoheit der Großherzog von Mecklenburg Schwerin, 
Ihre Königl. Hoheiten der Prinz und die Prinzeſſin Friedrich der Niederlande, 
Se. Hoheit der Herzog von Braunſchweig, wohnten dieſer Feierlichkeit bei, auch 
erſchienen Allerhöchſt⸗ und Höchſtdieſelben während der Speiſung der Truppen, 
wobei Se. Majeſtät der König auf das Wohl der Armee und Se. Königl. Hoheit 
ber Prinz von Preußen auf das Wohl des Königs Majeſtät ein Glas leerten. 
Mittags war bei Sr. Majeſtät dem Könige im Neuen Palais großes Galla⸗Diner 
und Abends Vorſtellung im Theater des Neuen Palais, demnachſt noch Souper. 
Zu dieſem militairiſchen Feſte hatten Se. Majeſtät auch die Mitglieder der Herrens 
Kurie des Vereinigten Landtages, wie auch, ſo weit es der Raum geſtattete, aus 
allen Provinzen und Ständen der Drei» Stände⸗Kurie viele Abgeordnete einladen 
laſſen. Vor dem Diner geruhten Ihre Majeſtät die Königin, Sich die Aller⸗ 
hochſtderſelben noch nicht präfentirten Fremden vorftellen zu laſſen, und zogen Sich 

i zurück. 8 
Io nn Der Polenprozeß iſt abermals um einen Mo⸗ 
nat hinausgeſchoben worden; demzufolge wird derſelbe nicht im Juli, ſondern 
eiſt im Auguſt beginnen. Wie man glaubt, dürſten werben Ferienreiſen Seitens 
angeſehener Juriſten, ſowie die Herbeiſchaffung geeigneter Defenſoren den aberma⸗ 
ligen Aufſchub bedingt haben. In einer Privatzuſammenkunft wurden vor eini⸗ 
gen Tagen von den Landständen über dieſen Prozeß Berathungen gepflogen, in 
denen ſchließuch einſtimmig der Beſchluß gefaßt wurde, eine Petition für der an 
geſchuldigten Polen Begnadigung einzueichen, ſoweit das Urtel auf „ſchuldig“ 
lautet. — Viel Auſſehen macht jetzt hier das in der Judenangelegenheit 
ſo eben abgegebene Votum eines Berliner Deputirten. Derſelbe, Kaufmann 
Schauß, hat nämlich mie unſern anderen beiden Abgeordneten (Mömes und 
Knoblauch) für die Emanzipation der Juden eine Petition eingereicht und dieſelbe 
natürlich auch mit unterſchrieben. Die Allg. Preuß. Ztg. bringt nun aber nichts. 
deſtoweniger bei der Frage: ſollen Juden zu allen Staatsämtern, die nicht das 
chriſtliche Glaubensbetenntniß bedingen, zugelaſſen werden, das Votum des Hrn. 
Schauß mit O0. In gleicher Weiſe ſtimmte derſelbe bei der Frage über die Zulaſ⸗ 
ſung der Juden zur Standſchaft, und doch wäre dieſe letzte wichtige Frage gerade 
mit einer abſoluten Majorität durchgegangen, wenn gedachter Deputirter ſich nicht 


Demnächſt erfolgte der Vor⸗ 


den 26. Juni 1847. 


einer Inkonſequenz hätte zu Schulden kommen laſſen. — Wenn ich in meinem 
letzten Schreiben erwähnte, daß die Ständekurie ihren Marſchall mit einem Ehren» 
zeichen überraſchen will, jo wird letzteres nicht, wie dort hinzugefügt ift, in einem 
Marſchallſtabe, ſondern in einem Album beſtehen; das Mindeſte, was ein Depu⸗ 
tirter beigetragen, war 3 Thlr. — Am letzten Sonntag waren 56 Deputirte 


in Potsdam zur Königl. Tafel gezogen. Man will bemerkt haben, daß dieſelben 
ſämmtlich zu einer und derſelben politiſchen Farbe gehörten. — Dem Hamb. Korr. 
wird aus Berlin geſchrieben: „Der Abg. Frhr. v. Vin cke hat in feiner am 
14. d. gehaltenen kauſtiſchen Rede auch die Juden der Feigheit beſchuldigt. Wie 
man vernimmt, wollen ihm jetzt mehrere juͤdiſche junge Männer eine Ausforde⸗ 
rung zuſenden, um ihn vom Gegentheil zu überführen.“ 

Berlin den 24. Juni. Die Seehandlung hat den Preis des Roggens 
wieder heruntergeſetzt, indem fie davon heute den Wispel für 94 Thaler an Kon⸗ 
ſumenten verkaufte. Auch die übrigen Getreide-Arten find. im Preiſe geſunken. 
Unſere Marktplätze ſind jetzt mit den verſchiedenartigſten Lebensmitteln reichlich 
verſehen. — Seitens der Kommune werden wieder täglich eirca 45 Wispel Kar⸗ 
toffeln, die Mete für 13 Sgr. an Unbemittelte verkauft. 

Elberfeld. — (Elberf. Z) Es verdient öffentlich gerügt und bekannt 
gemacht zu werden, daß in neuerer Zeit ſich in Köln und Umgegend eine Affocia- 
tion gebildet hat, welche allen greifbaren Vorrath an Korn, d. h. ein Quantum 
von 80,000 Maltern bereits auffaufte, um die billiger gewordenen Getreidepreiſe 
wieder für die nächſten Wochen künſtlich zu ſteigern. Dieſen Blutſaugern follte 
das Gouvernement — wenn es nicht Geſetze giebt, welche den Wucher beſtrafen — 
dadurch entgegen treten, „daß es raſch feine Militairmagazine öffnete, um daraus 
zu mäßigen Preiſen zu verkaufen.“ Bei den faſt ſicheren Ausſichten auf eine ge⸗ 
ſegnete Ernte wäre dieſe Maßregel gewiß nicht gewagt. Wohl aber würde fie 
der leidenden Armuth, welche ihr Brod mit Thränen netzt, eine unendliche Wohl⸗ 
that erzeigen und die allgemeine Billigung erfahren. 

Köln. — Die Stadt Aächen bereitet ihrem Abgeordneten Hanſemann 
große Empfangsfeierlichkeiten vor; unter Anderem war dem als tüchtiger Wagen⸗ 
bauer anerkannten Mengelberg zum Abholen des Herrn Hanſemann ein Phakton 
in Auftrag gegeben worden, welcher durch Eleganz und Schönheit allgemeine Ber 
wunderung erregt. 

Aus dem Wied'ſchen vom 15. Juni ſchreibt der Rhein. Beobachter: 
„Wir haben wiederum zwei beklagenswerthe Opfer der mittelalterlichen For ſt⸗ 
Geſetze unſeres Nachbarſtaates zu beklagen. Ein Naſſauiſcher Foͤrſter hat zwei 
diesſeitige Unterthanen geſchoſſen, einen wahrſcheinlich töbtlich. 

— 


Aus lan d. 


ie i 

Aus Thüringen, den 19. Juni. In Nr. 161 der D. A. Zeitung em⸗ 
pfiehlt der + ⸗Korreſpondent aus Norddeutſchland die Aus w anderung nach 
Kanada und wird von Siebenbürgen aus förmlich zur Einwanderung in das 
dortige Sachſenland eingeladen. In Nr. 162 winkt ein Bremiſcher Korresſpon⸗ 
dent nach Südauſtralien. Vor nicht zu langer Zeit war eine Griechiſche Koloni⸗ 
ſation im Vorſchlag; Ungarn, Serbien ſind es auch wiederholt geweſen; auch 
für Suͤdamerika find einige Verſuche gemacht worden. Der große Zug der Aus⸗ 
wanderung geht aber immer noch nach den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
Wir leſen von Zeit zu Zeit die großen Zahlen der Auswanderer, wir hören wenig 
oder nichts von ihrem Schickſal, und was wir hören, läßt für die allergrößte Zahl 
nicht viel Günſtiges hoffen. Gewiß, daß in den Vereinigten Staaten ſich Vieles 
vereinigt, was dorthin anlocken kann, und gewiß, daß dort vor Allem die Mög⸗ 
lichkeit winkt, wenn nicht ſich, doch ſeinen Erben ein im Vergleich zu hieſigen Aus. 
ſichten ſehr bedeutendes materielles Glück mit verhältnißmäßiger Sicherheit zu 
gründen. Gewiß aber auch, daß ſich eben dort viele Verhältniſſe finden, welche 
für die Allerwenigſten dieſe Möglichkeit zu einer Wirklichkeit werben laſſen. Es 
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iſt ein ſtürmiſches, gefahrvolles und wechſelreiches Weſen, der Einwanderer iſt 
überall von Betrug und Herzloſigkeit umringt, der gewaltige Dampfwagen dieſer 
rieſenmäßigen Entwickelung raſſelt einher, und wie viele Individuen unter ſeinen 
Rädern zermalmt werden, kümmert ihn nicht: er führt die Geſchicke des mächtigen 
Volksganzen vorwärts. Hauptſächlich, es iſt Alles dort grundanders als bei uns, 
und Niemand wird dort Gedeihen und Behagen finden, der nicht grundanders 
wird, als er hier iſt. Wie ſehr das der Fall ſei, das hat kürzlich erſt Gerſtäcker 
in einem trefflichen Volksbuche („Der Deutſchen Auswanderer Fahrten und Schick⸗ 
ſale“, Leipzig 1847), was jehr paſſend den vierten Band der „Volks- Biblio⸗ 
thek“ bildet, ſo unbefangen als wahr und lebensvoll gezeigt und darin eben ſo 
piel ernſte Warnungen wie beherzigenswerthe Rathſchlage niedergelegt. 
Von der Elbe. Die Sympathie des Deutſchen Volks für Griechenland 
macht ihm alle Ehre, indeſſen ſcheinen einige Schriftſteller in der Wärme ihrer 
Gefühle den völkerrechtlichen Punkt in der Angelegenheit des Muſſurus überſehen 
zu haben. Einem fremden Geſandten iſt von dem Griechiſchen Souverain eine 
öffentliche Beleidigung zugefügt worden, und die Vertreter der fünf Mächte zu 
Konſtantinopel haben einmächtig entſchieden, daß Hr. Kolettis, als der verantwort⸗ 
liche Miniſter des Souverains, der zu einem jo ungewöhnlichen Verfahren gegtif- 
fen, den Vorgang bei dem Geſandten entſchuldigen müſſe. Nichts kann klarer 
ſein, als daß die Pforte das Recht hatte, dieſe Genugthuung zu verlangen. Nun 
hat man freilich geſagt, Gründe der Politik hätten Rußland und England, beſon⸗ 

ders das Letztere, beſtimmen ſollen, für Griechenland in dem Streite Partei zu 
nehmen, damit die Würde des Griechiſchen Staats nicht herabgeſetzt werde. In⸗ 
deſſen hat ein ſolches Raiſonnement in völkerrechtlichen Fragen ſeine gefährliche 
Seite. Wir meinen im Gegentheil, jeder völkerrechtliche Streit follte nach ſeiner 
wahten Sachlage entſchieden werden, und es ſei im eignen Intereſſe Griechen⸗ 
lands, daß man es lehie, die Gebräuche gebildeter Nationen zu achten. Wo 
ein Untecht begangen worden, da ſetzt es keine Würde herab, wenn dem beleidig⸗ 
ten Theil eine paſſende Genugthuung gewährt wird. 

Stuttgart, den 19. Juni. Heute fand hier die öffentliche Haupt - Ver⸗ 
ſammlung des Würtembetgiſchen Vereins der Guſtav-Adolphs⸗Stiftung 
Hate. Sämmtliche Stimmberechtigten, beſtehend aus dem Vereinsausſchuſſe und 
den Abgeordneten aller Zweigvereine des Landes, in welchen alle innerhalb unſe⸗ 
tet Kitche ſich geltend machenden Hauptrichtungen vertreten waren, faßten mit 
vollkommener Einſtimmigkeit folgenden Beſchluß: „Die Würtembergiſchen Abge- 
ordneten zur Ceutral⸗Verſammlung in Darmſtadt dahin zu inſtruiren, daß fie 1) 

egen die Verwerfung des Berliner Beſchluſſes über Rupp, 2) gegen eine den 
Geben des beſtehenden Bekenntniſſes verlaſſende Aenderung oder Erlaͤuterung des 
§. 1. der Frantfurter Statuten wirken, dagegen darauf dringen: zu 1), daß in 
der Rupp'ſchen Frage zur Tagesordnug übergegangen werde; zu 25, einen deut⸗ 
lichen Ausdruck der Uebereinſtimmung der 88. 1. und 2. der Frankfurter Statuten 
zu Wahrung des kirchlichen Charakters des Vereins zu veranlaſſen. Sollte die 
Mehrheit der Darmſtädter Verſammlung zu 4) die Aufnahme Rupp's oder eine 
Ehrenerklärung für denſelben beſchließen, und zu 2) eine kirchliche Aenderung oder 
Erläuterung von §. 2. annehmen, ſo ſollen die Würtembergiſchen Abgeordneten 
eine nachdrückliche Verwahtung dagegen einlegen, mit dem Vorbehalt der weitern 
Etwägung durch den Würtembergiſchen Hauptverein, ob er unter ſolchen Umſtän⸗ 
den länger in Verbindung mit dem Geſammtverein bleiben würde. 

Eine von Paul Pfizer abgeſaßte Beiſtimmungs⸗Adreſſe an die Preußiſchen 
Stände, die gegenwärtig hier im Umlaufe iſt, findet zahlreiche Unterſchriften von 
Männern aller politiſchen Richtungen. 

Der zum Biſchof von Rottenburg erwählte Kirchenrath Decan Lipp in Ehin⸗ 
gen hat fid wegen der Annahme der Wahl eine Bedenkzeit ausgebeten. Wie es 
ſcheint, ſollen noch Unterhandlungen mit der Regierung ſtattfinden. N 
In Tübingen iſt eine im Sinne des Schubzzoll⸗Syſtems gefaßte Eingabe 
auf Beſchleunigung einer Zolleonferenz entworfen und mit gegen. 500 Unter- 
ſchriften verſehen worden, welche im Schwäbiſchen Merkur zu leſen iſt. 

Darmſtadt, den 19. Juni. Heute morgen um 10 Uhr iſt der Großfürſt 
Thronfolger Kaiſerl. Hoheit auf einige Tage zum Beſuche des Königl. Würtem⸗ 
bergiſchen Hofes mit der Eiſenbahn nach Stuttgart abgereiſt. Der Herzog von 
Naſſau war geſtern hier zum Beſuch⸗ = 

Münden, den 19. Juni. Aus guter Quelle weiß man, daß Se. Maj. 
der Koͤnig wirklich bereits die Begnadigung des letzten politiſchen Gefangenen, 
Dr. Eiſenmaun, unterzeichnet hat. — Das Sonett Sr. Maj. des Königs von 
Bayern ma * hier großes Aufſehen. Ein Privatmann hat davon 1000 Exem⸗ 
plare zut Vert ung drücken laſſen. — Man nimmt allgemein an, daß das Miſ⸗ 
ſtonsweſen der Redemptoriſten durch die jetzt ergriffenen Maßregeln den Todesſtoß 
erhalten hat. | 

Frankfurt A. M. den 19. Juni. Mittheilungen aus Wiesbaden zufolge, 
ſteht Se. Hoheit der Herzog in Begriff, fich nach dem Haag zu begeben, um dem 
Königl. Riederländiſchen Hoſe einen Beſuch abzuflatten. Der Prinz Peter von 
Oldenburg beglebt ſich mit ſeiner durchlauchtigen Familie, wie man vernimmt, 
nach England. 5 8 

Die Bundes⸗Verſammlung ſoll, wie man erfährt, namentlich jetzt den unges 
ſetzlichen politiſchen Vereinen ihr Augenmerk zuwenden, und wie nöthig dieſes fei, 

laubt man aus den in jüngſter Zeit ftatigehabten Demonſtrattonen abnehmen zu 
Ahnen. Die Schwierigkeit, zur Unſchädlichmachung e ber gemein 
ſame üdereinſtimmende Maßregeln zu ergreifen, wird nicht verkannt, doch werden 
fie nicht ausbleiben können. a 
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Ode ſt err peu ch. - 

Wien, den 20. Juni. Am 14. Juni it in Trieſt wieder ein großes 
Dampfboot des Oeſterreichiſchen Lloyd, die Auſtrig, vom Stapel gelaufen. Zwei 
andere große Dampfboote, Italia und Germania, fer noch im Bau. 

Die Regierung hat geſtattet, daß in jedem det eiden Monate Juni und Juli 
50,000 Metzen Getreide aus Böhmen nach Sachſen ausgeführt werden dürfen. 

Ein raffinirter Gauner hat ein hieſiges iekhaus und mehrere andere 
arg betrogen. Er deponirte 20,000 Gulden uud ließ ſich darauf einen Kredit⸗ 
brief für mehrere Europäifche Städte geben. Der Gauner ahmte das Schreiben 
täuſchend nach und ließ auf dieſes in Berlin, London ac. zu gleicher Zeit die depo⸗ 
nirte Summe erheben. Jegzt fragt ſich, wer den Schaden tragen wird? 

Frankreich. 

Paris den 20. Juni. Der Pairs-Kammer würde heute der geſtrige 
Beſchluß der Deputirten-Kammer in Betreff des Herrn Emil von Girardin, wo⸗ 
nach die in Betreff deſſelben verlangte Ermächtigung bewilligt iſt, mitgetheilt. 
Herr Emil von Girardin erſchien nicht in der heutigen Sitzung der Deputirten⸗ 
Kammer. Selbſt ſolche Redner, die in der Deputirten⸗Kammer gegen den Antrag 
der Pairs⸗Kammer geſprochen haben, wie Odilon Barrot und Herr von Laroche⸗ 
Jacquelin, konnten, indem ſie Herrn von Garardin vor die gewöhnlichen Gerichte, 
das iſt vor die Aſſiſen, geſtellt wiſſen wollten, ſo daß aus der ganzen Sache ein 
einfacher Preßprozeß geworden wäre, nicht umhin, einzugeſtehen, daß die Art, 
wie Herr von Girardin ſeine Vertheidigung geführt, nichts weniger als geeignet 
ſei, die von ihm in dem bekannten Artikel der Preſſe erhobenen Anklagen gegen 
das Miniſterium zu begründen. Und in der That aus dem, was er geſtern von 
der Tribüne aus geſprochen und geleſen, aus den ſogenannten Aufklarungen, die 
er gegeben, um nachzuweiſen, daß et wirklich berechtigt geweſen, ſolche ſchwere 
Votwürfe gegen das Miniſterium zu ſchleudern, laſſen ſich zwar manche Muth⸗ 
maßungen ſchöpfen, ſicherlich aber ſind darin keine Beweiſe für ſeine Behauptun⸗ 
gen gegeben worden. Die ganze Haltung des Herrn von Girardin war gezwun⸗ 
gen und voll Vetlegenheit, waͤhrend man nach der Sprache, die er bisher in ſei⸗ 
nem Blatt geführt hatte, vollkommene Sicherheit feiner ſelbſt erwartet hatte. Auf 
den Schlag, den ihm Herr Gutzot zuletzt verſetzte durch öffentliche Vorleſung eines 
im Jahre 1838 geſchriebenen Briefes des Geſchäftsführers der Preff e, wodurch 
dieſer verſprochen hatte, feine Oppoſition in dieſem Blatte ſolle aufhören, wenn 
das damalige Miniſterium feinem Vater, dem General⸗Lieutenant Grafen Alexan⸗ 
der von Girardin, die Pairswürde verliehe, konnte Herr von Girardin nichts 
mehr erwiedern, und leichenblaß war er auf feinem Sitze gleichſam angenagelt. 
Wenn er keine andere Dokumente nun mehr vorzubringen hat, fo ift ſeine Sache 
unrettbar verloren, und das ſchlimme, aber feht bestimmte Dilemma, de 
Willa, fein Fürsprecher, geſtern anfgeſtellt hat, daß entweder ein ſtrafbares 
Ministerium oder ein der Verleumdung ſchuldiger Deputirter vorhanden ſel, kehrt 
ſich vollkommen gegen ihn. Nur Wenige glauben noch, daß er ſich aus der Falle 
zu ziehen vermögen werde, die er Anderen legen wollte, und in der er ſich am 
Ende ſelbſt gefaugen hat. Der Lärm, die Aufregung, die Verwirrung hatten 
geſtern in der Kammer einen außerordentlichen Grad erreicht. Die geſtrige Siz⸗ 
zung muß Herrn von Girardin belehrt haben, daß er nicht in dem Grade die 
Dinge zu behertſchen vermag, als er anfangs zu können glaubte. Anfangs vers 
weigerte er ſelbſt einfache Andeutungen der Beweiſe, die man von ihm erwartete 
Aber durch die nachdrücklichen Aufforderungen der Verſammlung in die Enge ge⸗ 
trieben, verſprach er endlich vollſtändigere Aufklärungen, wenn die Kammer nach 
Art. 33 der Geſchäftsordnung unmittelbar ſich in ein geheimes Comité umwandeln 
wolle. Dieſes Verlangen ſeinetſeits machte Viele ſtutzen und gab zu nicht ſehr 
für ihn günſtigen Deutungen Anlaß, und der ſchlimme Eindruck kehrte ſich noch 
mehr gegen ihn, als der Miniſter des Innern, Graf Duchatel, darauf beſtand, 
daß die Beweiſe, welche er angeblich vorlegen könne, in öffentlicher Sitzung vor⸗ 
gebracht würden. In dieſer gab nun detſelbe die nichts weniger als zureichenden 
Ertlätungen, und am Ende erfolgte mit großer Majorität der Beſchluß, 
das Kommiſſionsgutachten anzunehmen, d. i. ihn vor die Pairs⸗ 
Kammer zuſtellen. Immerhin bleibt die Suche ein trauriger Beitrag zu den 
vielen Skandalen, die wir in der jüngſten Zeit hier erlebt haben. “al 

Das Central-Comité der Oppofitions- Wähler des Seine - Departements hat 
eine Petition au die Deputirten-⸗Kammer angenommen, worin es auf eine Reform 
des Wahlgeſetzes vom 19. April 1831 anträgt. 8 

Ein Schreiben aus Oran vom 4. d. meldet, daß Abd el Kader's Emiſſare 
unter den Arabern das Gerücht verbreiteten, er ſtehe im Begriff, Frieden mit 
Frankreich zu fihließen, und die Franzöſiſche Regierung werde ihm eln wichtiges 
Kommando verleihen. a 7 

Die Erzbiſchoͤfe von Bontges und Cambrai find am 14. b. vom Papſt zu 
Kardinälen ernannt worden. ar 

Die Verlängerung der freien Einfuhr des Getreldes iſt in der Deputitten⸗ 
Kammer einſtimmig genehmigt worden. . 

Nachdem eine Anzahl Kriegsſchiſe zur Verſtärkung der Franzöſiſchen Schiffs 
ſtation an den Küſten von Portugal abgeſendet worden ist, wird dieſelbe nun aus 
den folgenden Kriegsſchiſſen beſtehen! aus einem oder zwei Linienſchiſfen, welche 
von der jetzt unter dem Befehle des Prinzen Joinville im Mittellandiſchen Meere 
kreuzenden Flotte dahin abgeſchickt werden, den Fregatten „Armibe“ und „Jphi⸗ 
genle“, der Koroette, Baponnaiſe“, der Brigg „La Eygne“, der Dampf.⸗Kotvette 
„Solon“ und dem Dampſſchiſe „Anatteen“. Es heißt, die ganze Seemacht der 
brei intervenirenden Mäthte werde unter dem Oberbefehl des Engliſchen Admirals 


Napier ſtehen, desſelben, welchet 1840 an den Küſten von Syrien eine Schiffs⸗ 
diviſton unter Admiral Stopford befehligte. 

Heute verbreitet ſich das Gerücht, daß die drei Nordiſchen Mächte ſich ent⸗ 
ſchieden hätten, in der Schweiz mit bewaffneter Hand zu interdeniren. Frank⸗ 
reich ſoll ſich zwar mit der Intervention einverſtanden erklären, jedoch einer be⸗ 
waffneten ſich entgegenſtellen. — Der Courrier de Lyon enthält eine Mit- 
theülung aus Lauſanne, welche von der Lage der Schweiz in dieſem Augenblick ein 
ttübes Bild entwirft. Ueberall ſoll der radikale Paroxismus auf dem höchſten 
Punkt ſtehen, die Kantone mit politiſchen Abentheurern, Deutſchen, Italieniſchen, 
Polniſchen und Franzoſiſchen Vagabunden erfüllt ſein. Dieſe Avantgarde des 
jungen Europas, ſagt das Blatt, will in der Schweiz, wo der allgemeine ſoziale 
Kampf beginnen wird debutiren. 

Eine unglaubliche Nachricht verbreitet ſich heute in Paris. Man jagt näm⸗ 
lich, daß die Königin Iſabella ihrem Premierminiſter Pacheco mit Beſtimmtheit 
erklärt habe, fe werde ſich von ihrem gegenwärtigen Gemahl ſcheiden laſſen und 
den General Serrano heiräthen. i Hr. Pacheco ſoll darauf erklärt haben, 
daß er und feine Kollegen lieber ihre Eutlaſſung begehren, als zu einem ſolchen 
Schritt ihre Zuſtimmung geben würden. — Die Königin Chriſtina iſt ſeit ihrer 
Rückkehr aus Italien ſehr verſtimmt. — Der Spaniſche Staatsrath hat das Voll. 
machtsbreve des Päpſtlichen Legaten anerkannt, fo daß nun den Verhandlungen 
nichts mehr entgegenſtehen wird. 

S pauien. 

Madrid, den 13. Juni. Salamanca, der Finanzminifter, ſoll den Ber: 
kauf der von Don Carlos und dem Orden St. Johannes von Jeruſalem herrüh⸗ 
renden, vom Staat eingezogenen Güter beſchloſſen haben und zwar würden die 
dieſen Verkauf betreffenden Geſetze als Königliche Decrete veröffentlicht werden. — 
Der Faro will wiſſen, die Königin habe den Beſuch von La Granja vorläufig 
noch ausgeſetzt. — Durch die Abſchaffung einiger Hofbeamtenſtellen werden jähr⸗ 
lich 390,000 Realen (eirea 30,000 Thlr.) erſpart. — Die Journale der Haupt⸗ 
ſtadt ſind über die „Palaſtfrage“ noch immer nicht im Reinen; das Kapitel, wel⸗ 
ches eben vorzugsweiſe abgehandelt wird, iſt, ob die Königin den Don Fraucisco 
gern oder widerſtrebend, freiwillig oder gezwungen, geheirathet habe und es herrſcht 
große Meinungsverſchiedenheit in Betteff der Loͤſung dieſer Frage. 

Madrid, den 14. Juni. Unſere Nachrichten aus Liſſabon find vom Sten. 
Sobald die Junta von Porto erfahren hatte, daß der General Das Antas mit 
ſeinen Truppen von dem Engliſchen Geſchwader gefangen nach Liſſabon geführt 
wurde, ſchloß fie mit dem Marſchall Saldanha einen Waffenſtillſtand ab, kraft 
deſſen die Feindſeligkeiten bis zum 10. eingeſtellt werden ſollten. Dann erklaͤrte 
die Junta, daß ſie ſich der Königin unter den früheren von dem Oberſten Wylde 
ihr vorgelegten Bedingungen zu unterwerfen bereit wäre und den Marquis von 
Loulé nach Liſſabon abſenden würde, um der Königin dies anzuzeigen. Sa da 

Bandeira ſchloß ſich dieſen Erklärungen an, und obwohl die Königin anfange ſich 
zu keinen Zugeſtändniſſen verſtehen wollte, fo gelang es doch dem Engliſchen Ge— 
ſandten, am 8. ihre Genehmigung des von der Junta gemachten Antrages aus⸗ 
zuwirken. Der Eugliſche Geſandte betrachtet demnach den Bürgerkrieg als been- 
digt und erſuchte den Span. Geſandten, feine Regierung aufzufordern, keine Truppen 

in Portugal einrücken zu laſſen, da die Königin keines Beiſtandes mehr bedürfe. 
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Unterbeſſen iſt die erſte Diviſton der ſogenannten Spaniſchen Hülfsarmee am 
10. von Zamora abmarſchirt, um am 11. die Portugieſiſche Grenze zu überſchrei⸗ 
ten und Braganza zu beſetzen, wohin an demſelben Tage der General Concha ſein 
Hauptquartier verlegen wollte. In einer an ſeine Truppen gerichteten Prolla⸗ 
mation fagte er: „Seid großmüthig gegen die Beflegten, und der Sieg, deſſen wir 
Alle gewiß find, möge ſtets unter dem Ausrufe: „Es lebe die Königin!“ erlangt 
werden.“ 


Vermiſchte Nachrichten. * 

Breslau, den 22. Juni. Dem Vernehmen nach ſind die Beamten der 
Niederſchleſiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahn bereits davon unterrichtet, daß nächſten 
Sonnabend ein Extrazug von Berlin hierher fahren wird, der uns einen hohen 
Gaſt zur Feier der Enthüllung der Friedrichs⸗Statue am Sountage zuführen foll. 
— Auf ſtädtiſche Koſten werden vier Kandelaber, jeder zu hundert Gasſlammen 
angefertigt, von denen zwei zu den Seiten der Ftiebrichs⸗Statue, einer neben die 
Blücher⸗Statue, und einer auf. den Erercierplatz zu ſtehen kommt. — Auf den 


Sonnabend ſoll, wie wir hören, großer Zapfenſtreich ſein. 


Breslau, 23. Juni. Der heutige Waſſerſtand der Oder iſt am hieſigen 
Ober⸗Pegel 20 Fuß 6 Zoll und am Unter⸗Pegel 11 Fuß 8 Zoll, mithin iſt 
das Waſſer ſeit geftern am etſteren nur um 2 Zoll und am letzteren um 7 Zoll 
wieder gefallen. re { 

Liegnitz, den 21. Juni. Nach einem geſtern den ganzen Tag und die 
heutige Nacht anhaltenden Regen iſt hier die Katzbach bedeutend im Aufſchwellen. 
Traurige Nachrichten von Waſſersgefahr aus der nahen Odergegend trafen hier 
ein; einige Dämme find namentlich bei Maltſch durchbrochen worden; bei einem 
ſolchen Dammbruch bei Schlaupe, Neumarkſchen Kreiſes, ſind 20 (2) auf einer 
Wieſe mit Heumachen beſchäftigte Menſchen von den Fluten ereilt worden und 
ertrunken. (Liegn. St.⸗Bl.) 

Köln. — In Düſſeldorf wurde am 17. ein Arzt, nachdem er fünf Monate 
im Votarreſt zugebracht, freigeſprochen, da feine Anklägerin, welche ihn eines 
gewiſſen Verbrechens beſchuldigte, ſelbſt im ſchlechten Ruf ſteht, und alſo nicht 
für kompetent erachtet wurde. Seine Ortdangehörigen hatten ſich verſammelt, um 
ihn mit großem Jubel zu empfangen, während die Anklägerin nur unter dem 
Schutz von vier Gendarmen aus der Stadt gelangen konnte. Am Sonntag vor⸗ 
her war für den Angeklagten, ohne ſeinen Namen zu bezeichnen, ein großes Hoch⸗ 
amt abgehalten worden. 

Frankfurt. — Vor Kurzem wurde hier ein 73jähriger Bräutigam mit 
einer 66jaͤhrigen Braut getraut. Beide waren nie verheirathet, feit 40 Jahren 
Brautleute, hatten aber wegen unbeſiegbarer Hinderniſſe die obrigkeitliche Beſtäti⸗ 
gung nicht erhalten können. — Hr. v. Rothſchild läßt noch immer feine Brob⸗ 


marfen zum Beſten der Armen anstheilen. — Mlle. Rachel erhält hier für jede 


Vorſtellung 1000 Frs. (etwas über 260 Thlr.) 

Konſtantinopel den 9. Juni. Seit Abgang der letzten Poſt hat ſich in 
der Hauptſtadt nichts bemerkenswerthes zugetragen, es wäre denn die geſtern er⸗ 
folgte Ankunft des berühmten Clavier-Virtuoſen Franz Liszt, welcher wenige 
Stunden darauf zu Sr. Majeſtät dem Sultan berufen wurde und vor demſelben 
einige ausgewählte Tonſtücke vorzutragen die Ehre hatte. 


Champagner u. Cigarrenauktion. 
Dienſtag den 29. und Mittwoch den 30. 
Juni Vormittags von 10 und Nachmittags von 3 
Uhr ab, follen in dem früher Mendelsſohn ſchen 
Laden, Breslauerſtraße Nro. 4., für auswärtige 
Rechnung circa 60,000 Cigarren, worunter eine 

arthie dale Havanna und Bremer befindlich, 500 
aer Champagner in Kiſten à 25 und Par⸗ 
thien a 10 Flaſchen, fo wie auch eine Parthie liebli⸗ 
chen und herben Ungar nebſt Rothwein in Flaſchen 
und Mittwoch Nachmittag um 4 Uhr eine Parthie 
Schnittwaaren, worunter zwei feine Terneaur⸗Shawls 
befindlich, gegen baare Zohlung verſteigert werden. 

N Anſchü tz. 


Wagen ⸗Auktion. 

Daennerſtag den Iften Juli Vormittags 11 
Uhr ſouen auf dem Kanonenplatz a) ein Kutſchwa⸗ 
gen mit Vorder⸗ und Hinterdeck, eiſernen Achſen 
und meſſingenen Buchſen, b) ein halbverdeckter Wa⸗ 
gen, c) eine Offene Britſchke mit einem Sitz auf 
Druckfedern, d) ein Holzwagen mit eiſernen Achſen, 
e) drei Paar Sielen⸗ und 1 Paar Kummetgeſchirre 
gegen baare Zahlung versteigert werden. 
Anſchütz. 


Bekanntmachung 
Montag den 28ſten Juni d. I. kommen in 
dem Hauſe 
Geſchäfts⸗Lokale des Kaufmanns Joel, auch 20 
Centner Rauchtabak und 20 Centner Schnupftabak 
zum öffentlichen Verkauf. 


No. 20. der Schuhmacherſtraße in dem 


Auktion. 

Mittwoch den 30ſten Juni d. J. Vormit⸗ 
tags 9 Uhr ſoll in dem Haufe No. 13. der Ritter⸗ 
ſtraße Bel⸗Etage, der Nachlaß des verſtorbenen Mi⸗ 
niſters von Breza, beſtehend in Gold, Silber, 
Uhren, Doſen, verſchiedenen Toiletten⸗Gegenſtän⸗ 
den, Büchern, Wäſche und Kleidungsſtücken, öf⸗ 
ſentlich verkauft werden. 


Niederlage von Ackergerä- 


then aus Regenwalde. 


In meiner Eisen-Waaren-Handlung, im Ba- 


‚zar, befindet sich von heute ab eine Niederlage 


von Ackergeräthen aus Regenwalde, wie Säe- 
maschinen, Pflüge, Eggen u. dgl. Alle Bestel- 
lungen an die Direktion der Ackergeräthe-Fa- 
brik in Regenwalde werden von nun an durch 
meine Vermittelung gemacht und schleunigst 
ausgeführt. — Posen, den 25. Juni 1847. 

H. Cegiels ki. 


Alaun⸗Anzeige aus Gleiſſen. 

Von der ſo allgemein bekannten guten Qualität 

meines Alauns aus dem Berg: und Hütten⸗ 

Werke zu Gleiſſen habe ich den alleinigen Ver⸗ 
kauf für das Großherzogthum Poſen Herrn 
A. J. Flatau zu Poſen 

übergeben und den Preis für größere und kleinere 

Quantitäten auf 41. Rihlr. pro Centner netto 

teſtgeſtellt. Ebendaſelbſt wird Alaun⸗Mehl, auf 

welches ich beſonders die Herren Gerber aufmerkſam 

mache, zu dem Preiſe von 4 Rthlr. verkauft. 
von Müller, 
Rittergutsbeſizer von Gleiſſen bei Zielenzig. 


Lotterie. 
Die Ziehung der Iſten Klaſſe 96ſter Lotterie findet 
am I4ten Juli c. ſtatt. Looſe dazu find vorrä⸗ 
thig bei Fr. Bielefeld. 


Geſchäfts-Anzeige. 
Unterzeichneter empfiehlt ſein, Wilhelmsſtraße 
No. S. neu eingerichtetes Vergolder⸗Geſchäft, und 
wird ſich derſelbe bemühen, alle in dies Fach ſchla⸗ 
gende Arbeiten aufs ſauberſte und pünktlichſte aus⸗ 
zuführen. 
Poſen, im Juni 1847. 


F. Piſtorius. 
Heute eröffnen wir unfer neubegtündetes Geſchäft: 


„Manufaktur für Herren Toilette“ 
in der Schweidnitzerſtraße No. 52. unter der Firma: 


Stern Comp. 

Direkte Verbindungen mit den vorzüglichſten Fran⸗ 
zoͤſſchen und Niederländiſchen Fabriken gewähren 
uns, unter anderen Vortheilen, auch den, die neue⸗ 
ſten Stoffe und Modelle, ſogleich nach ihrem Erſchei⸗ 
nen, auf Lager zu haben, welches in Tuchen, Buts⸗ 
kins, Weſtenſtoffen, und allen anderen, zur Her⸗ 
ren⸗Toilette erforderlichen Artikeln ſtets geſchmackvoll 
aſſortirt ſeyn wird. 

Mit dieſem Geſchäfte verbinden wir eint 


Kleiderverſertigungs⸗Anſtalt, 
welcher Herr Schneidermeiſtet Jacob vorſſeht, 
und gefällige Aufträge in det kürzeſten Zeit auf das 
Zufriedenſtellendſte ausführen wird. 

Strenge Reellität im vollſten Sinne des Wortes, 
ſoll unſer leitendes Prinzip bei dieſem neuen Etabliſ⸗ 
ſement ſeyn, welches wir hiermit em Ohuse des 
hochverehrten Publikums übergeben. 

Breslau, den 8. Juni 1847. 
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2 Eingetretener Hinderniſſe wegen findet heute 2 
2 kein Vortrag ſtatt, wovon die geehrten Herren S 
2 Mitglieder in Kenntniß geſetzt werden. 2 
Poſen, den 26. Juni 1847. 

2 Das Comité des iſrael. Handlungs⸗ 
j Diener -Inſtituts. 2 
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Die Nickel⸗ und Neuſilberwaaren⸗Fabrit 
von 


J. Henniger & Comp. in Berlin, 

Niederlage in Poſen bei A. Klug, 
Breslauerſtraße No. 3., 

„empfiehlt ihr Lager vom feinſten Neuſilber gearbeite⸗ 
ter Waaren, beſtehend in Kirchengeräthen, Wagen⸗ 
Geſchirr⸗Beſchlägen und Laternen, Kaffeetabletts, 
Tafelleuchtern, Lichtſcheeren und Unterſätzen; ferner 
Gemüſe⸗, Terrinen⸗, Eß⸗ und Theelöffel, Tiſch⸗, 
Deſſertmeſſer und Gabeln, alle Arten Sporen, Steig- 
bügel und Kandaren; auch find Livreeknöpfe, vom 
beſten Neuſilber maſſiv gearbeitet, ſtets vorräthig 
und werden Beſtellungen auf dazu geliefertem Stem⸗ 
pel aufs ſchnellſte ausgeführt. 

Lütticher und Suhler Jagdgewehre, 
Piſtolen und Terzerole, ſo wie Engl. Satteldecken 
empfiehlt billigft 


Alexander & Swarſenski. 
Meyer Falk's 
Mode- Waaren- Lager, 
Wilbelmsſtraße No. 8. 
» iſt durch direkt gemachte Einkäufe wieder 
aufs reichhaltigſte aſſortirt und offerirt die 
jüngſten Pariſer Modells von Man⸗ 


& tillen und Viſiten für die jetzige Saiſon z 
2 in der größten Auswahl. ö 
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FE 
300 Stück junge feine Mutterſchaafe, deren Wolle 
jetzt in Poſen zu 72 Rthlr. pro Centner verkauft 
worden, ſollen Behufs Beſchaffung einer hochfeinen 
Schäferei auf dem Dominio Weiden vorwerk bei 
Bentſchen ſofort verkauft werden. 


dee 
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Königl. Preußiſches und Königl. 
Sächſiſches conceſſionirtes neu erfun⸗ 
denes Geheim⸗Mittel zur gänzlichen 
Vertilgung der Ratten und Mäuſe. 

Die Wirkſamkeit deſſelben kann durch meh⸗ 
rere amtliche Atteſte bewieſen werden. Die 
Krucke nebſt Gebrauchs anweiſung iſt ſtets zu 
25 for., 20 ſgr. und 15 fgr. bei dem Kauf⸗ 
mann Eduard Vogt 
Nr. 15. in Poſen zu haben. 


In meinem Haufe, Gerberſtraße 43., iſt der La⸗ 
den, in welchem ſieben Jahre eine Material- und 
Getränke⸗Handlung betrieben worden, nebſt der da⸗ 
zu gehörigen Wohnung, vom Iſten Oktober c. ab 
zu vermiethen. Dr. Neuſtadt. 

Judenſtraße No. 2/443. find fofort zwei 
Keller, mit Eingang von der Straße, zu Nieder⸗ 
lagen zu vermiethen. 


Das in der hieſigen großen Gerberfiraße unter der 
No 41 4/6. belegene Grundſtück, von 67 Fuß Front, 
108 Fuß Tiefe, mit einem neuen Fundamente ver⸗ 
fehen, iſt unter ſoliden Bedingungen aus freier Hand 
zu verkaufen; auch find darin ſogleich oder auch von 
Michaeli ab Wohnungen zu vermiethen. Das Nä⸗ 
here beim Eigenthümer Peter Gieſo, Halbdorf⸗ 
Straße No. 126. zu erfragen. 

Im Haufe Markt⸗ und Wronker⸗ 

5 me den er No. 91. ik im erſten Stock von 
Michaeli c. ab eine Wohnung von 5 Piecen nebſt 
Küche ꝛc. zu vermiethen. 


Gerber» und Büttelſtraßen⸗Ccke No. 12. if eine 
Stube in der Bel⸗Etage nach vorne heraus vom 
Iſten Juli d. J. ab zu vermiethen. ER 
in Kämmereiplatze No. 293. ift in der Bel⸗Ckage 
eine Wohnung, beſtehend in 3 Stuben nebſt Küche 
und Zubehör von Michaeli c. zu vermiethen. 
Hartwig Kantorowicz. 


am Wilhelmsplatz 


1020 


D. Mönnich, pr. Zahnarzt, Schloßſtr. No. 2. 


In der Bäckerſtraße No. 14. neben Odeum ſind 
Wohnungen zu 3 und 2 Stuben nebſt Küche und 
Gelaß, auch Garten, vom Iſten Oktober ab bezieh⸗ 
bar, zu vermiethen. Näheres hierüber ertheilt der 
Tauhert auf dem Hofe links, am vollkommenſten 
jedoch der Eigenthümer Tabuls ki ſelbſt in der 
Breslauerſtraße No. 11. im Laden, welcher auch auf 
gütiges Anfragen die Anſicht derſelben erleichtern kann 


Das Grundſtück auf dem Graben hieſiger Stadt 
sub No. 40 / J., unmittelbar an der Brücke bele⸗ 
gen, iſt aus freier Hand zu verkaufen. Kaufluſtige 
belieben ſich daſelbſt beim Eigenthümer zu melden. 

Poſen, im Juni 1847. 

Graben No. 8. iſt zu Michaeli eine Wohnung, 
beſtehend in 5 Zimmern nebſt Zubehör, einem Gärt⸗ 
chen, mit oder auch ohne Stallung, zu vermiethen. 


EN Allerbeſte fette neue Heringe 

a 12 Rthlr. per Schock, Tonnenweife 
billiger; 

gr. Meſſ. Apfelſinen und 


empfiehlt billigſt 5 
J. Ephraim, 


Waſſerſtraße No. 2. 


Aechten Limb. Käſe, fette kl. und große Sahn⸗, 
und beſten ächten Schweizer-Käſe empfiehlt 


J. Ephraim, 
Waſſerſtraße No. 2. 


8 — Limburger Sahnkäſe 2 empfiehlt 
zu billigem Preiſe der Reſtaurateur L. Caſſel, 
No. 16. der neuen Brodhalle gegenüber. 


; Neue fette Matjes- Heringe à 1 Sgr. pro Stück bei 
Iſidor Appel jon. 


Markt No. 66. 
iſt wieder eine Sendung friſch geräucherter, ſo wie 
marinirter Weſer- und Pommerſcher Lachs, 
auch Schäl-Obſt angekommen. 

Sonntag den 27ſten Juni c. bei günfliger 
Witterung Garten⸗Konzert und Tanz. Bei 
ungünſtiger Witterung nur Tanz. Das Konzert be⸗ 
ginnt um 5 Uhr Nachmittags, der Tanz um 8 Uhr 
Abends. 

Die Direktion des geſelligen Vereins 
im Logenhauſe. 

Sonnabend den 26ſten Juni großes Konzert 
im ehemaligen Kubickiſchen Garten. Entree für Her; 
ren (mit Einſchluß von zwei Damen) 23 Sgr. An⸗ 
fang 64 Uhr. Ergebenſte Einladung F. Zander. 


Odeum. 
Sonnabend den 26ften und Sonntag den 27ten d. M. 


Großes Gung'lſces Konzert. 


Zum Erſtenmale: 
1813. 1814. 1815. 
Großts Potpourri. Den ehrenwerthen Veteranen 
aus dem Freiheitskriege gewidmet von Neumann. 


Anfang 6 Uhr. Entrke à 23 Sgr. Kinder 1 Sgr. 
Bornhagen. 


ſaftr. Citronen 


Namen wird die Predigt halten: 
der 
Kirch en. Vormittags. Nachmittags. 


Sonntag den 27ſten Juni 1847 


illing. 
„Sch, den kn. 


u zer t 


Entrée a Perſon 23 Sgr. Anfang 53 Uhr Nachm. 
a R. La u. 


Höchſt intereſſant! 
Unterzeichneter hat die Ehre, ei⸗ 
nem geehrten Publikum ergebenſt 

T anzuzeigen, daß er mit einer An⸗ 
2 ahl höchſt ſehenswerther Natur⸗ 

— Seltenheiten hier angekommen iſt 
und dieſe Gegenſtände zu zeigen die Ehre haben wird. 
Ein Elephant, welcher von einer Kuh geboren 

worden iſt. ; 
Ein lebendiger ſpaniſcher Hammel mit 

6 Beinen und doppeltem Organ. f 
eee türkiſcher Schafbock, 

4 Jahr alt. N 
Ein aſtrachaniſcher Schafbock, bedeckt 

halb mit Wolle und halb mit Haaren und mit 

4 Hörnern. 7 
Ein Kalb mit einem Löwenkopf nebſt 

Dromedar. 

Ein Orang ⸗Utang, 2 Jahr alt, und mehrere 
andere merkwürdige Thiere. 

Der Schauplatz iſt auf dem Kanonenplatz und von 

früh 8 Uhr bis Abends 8 Uhr geöffnet. 

Eintrittspreis: Erſter Rang 5 fgr., zweiter Rang 
2 fgr. 6 pf. H. Bernhardt, 

Lieber Heinrich, faſſe Muth, 

Viele halten's mit Dir gut! 

Wenn ſie auch den Vater meinen, 

Darf doch d'rum der Sohn nicht weinen; 

Vater aber hat's verdienet, 

Weil zu viel er ſich erkuͤhnet, 

Mit dem Vater muß man kriegen 

Seinen Starrſinn zu befiegen. 

Doch den Sohn noch anzugreifen 

Dürfte leicht an Unſinn ſtreifen. 

Wenn der Vater hat gefehlet, 

Seine Sache ſchlecht erzählet, 

Darf man drum den Sohn verlachen, 

Bud dend ce gr e es . 

So in dem, wie andern Falles. 

Leider ſeh'n wir Kinder büßen 

Für der Eltern Blutvergießen; 

Doch die Zeit wird Alle richten 

Und der Welt den Frieden ſchlichten. 

Nun auch end' der Zeitungskampf, 

Sonſt wird Ehr' und Geld zu Dampf. 
— — —————— ů—¶ 


Getreide⸗Marttpreiſe von Poſen, 


den 25. Juni 1847. — an 7 
i ee FINE) eee ele 
Weizen d. Schfl. zu 16 Mz. 417 9 4 8 
Roggen dito 426 80 5] 1 1 
Gerste f 4 8 47 2245 3 4 8 
Hafes e „ br .au 162304 1] 27 

Buchweizen ier 2 
Erbſen 4 223 5 —— 
Kartoffelnn 110 — 1 14/5 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. 6 — Pr RT an, TB Pe 
Stroh, Schock zu 1200 Pf., 8 —— 8 BI— 
Bulter das fraß zu 8 Pfd. 115 — 11 20 — 


In der Woche vom 18ten bis 24ſten 
Juni 1847 ſind: 


geſtorben: 
männl.] weibl. 
Geſchi.] Geſcht. 


geboren: 


getraut: 
Knaben.] Mädch. 


Paare: 


Evangel, Kreuzkirche. ... Hr. Nector Gottfried. Hr. Superint. Fiſcher“ 2 — 7 3 — 
den 29ſten Juni. Superint. Fiſcher a 
Evangel. Petri-Rirbe . . = Eonf.-R.Dr,Siedler — 1 1 - a — 
Garniſon⸗Kirche Div.⸗Pred. Nieſe — — 2 1 = — 
Domkirchhee „Pon. Dydynski — 2 3 — 2 
den 29ſten Juni Com. Piatkowski » Manf, Pruſinowski/ 55 

Pfarrkirche - Manf. Amman — 3 4 6 3 — 
den 29ſten Juni. Derſelbe 1 2 f 

St. Adalbert⸗Kirche .- Manf. Prokop — 2 0 — 
den 29ſten Juni. Derſelbe 1 

St. Martin ⸗Kirche ... Dekan v. Kamienski 2 2 3 2 


Präb. Grandke 
Pr. Fromholz 

- Pr. Tomaſzewski 
=. Präb. Stamm | 
= > ner. 
Eler. Ayindfi. 


Deutſch⸗Kath. Succurſale 
den 29ſten Juni. 
Dominik. Kloſterkirche 
den 29ſten Juni. 

Ri der barmh. Schweſt. 


„ Or comholz 
an 


Grandke. 


1 
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(Hierzu zwei Beilagen.) 
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Landtags „Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 17. Juni. 
(Schluß.) 

Reg.⸗Kommiſſar Brüggemann (fährt fort): Die Statuten der Uni⸗ 
verſität zu Bonn, welche den] 18. Oktober 1818 gegründet worden iſt, find 
unter dem 18. Oktober 1834 ertheilt worden. Es heißt in denſelben: Die 
Univerſität iſt in Beziehung auf die Religions- und Konfeſſtons-Verhältniſſe 
eine gemiſchte und paritätiſche. In der juriſtiſchen Fakultät foll wenigſtens 
einer der ordentlichen Profeſſoren katholiſcher Konfeſſton fein, der das Lehr— 
ſach des katholiſchen Kirchenrechts übernehmen kann; ingleichen ſoll in der 
philoſophiſchen Fakultät immer ein ordentlicher Profeſſor der Philoſophie von 
katholiſcher Konfeſſton neben einem odentlichen Profeſſor evangeliſcher Konfeſ— 
ſion angeſtellt, außerdem aber in keiner Fakultät, die beiden theologiſchen aus— 
genommen, auf die Konfeſſton der anzuſtellenden Lehrer Rückſicht genommen 
werden. Dann iſt auch der Univerſitäts⸗Gottesdienſt paritätiſch beſtimmt. Die 
Univerſität Breslau iſt in ihrer jetzigen Geſtalt durch die unter dem 3. Au⸗ 
guſt 1811 erfolgte Vereinigung der katholiſchen Leopolds⸗Univerſttät zu Bree⸗ 
lau und der reformirten Univerſität zu Frankfurt a. d. O. entſtanden. Es 
heißt in dieſer Beziehung: Beide Univerfitäten werden in Anſehung der Ver- 
faſſung, der Perſonen, der mit ihnen verknüpften Stiftungen, des Vermö⸗ 
gens und der Einkünfte zu einem Ganzen verbunden. Dieſer Vereinigung 
entſprechen dann auch die folgenden ſtatutariſchen Beſtimmungen, in welchen 
das paritätiſche Verhältniß, welches aus der Vereinigung einer evangeliſchen 
und einer katholiſchen Univerſität nothwendig hervorgehen mußte, näher feſt⸗ 
geſtellt wird. Nach den in den hier in Betracht kommenden Beſtimmungen 
mitgetheilten Statuten iſt bei den Univerſitäten Greifswald, Königsberg, Halle, 

Bonn und Breslau die Ausübung des Lehramtes an ein beſtimmtes chriſtli⸗ 
ches Bekenntniß geknüpft, und find daher dieſe Univerſitäten durch die ſtatu⸗ 
tariſchen Beſtimmungen als ſolche bezeichnet, auf welchen Juden zu einem 
akademiſchen Lehramke nicht zugelaſſen werden können, ſo daß die Univerſt⸗ 
tät zu Berlin allein als eine ſolche übrig bleibt, an welcher die Juden nicht 
ſchon durch die Statuten der Univerſität ausgeſchloſſen ſind. 

Das iſt es, was ich über die in Beziehung auf die Zulaſſung der Ju— 
den zu akademiſchen Lehrämtern an einzelnen Univerfitäten ſtatutenmäßig ein⸗ 
tretende Beſchränkung mitzutheilen hatte Die Nothwendigkeit einer weiteren 
Beſchränkung der Zuläſſigkeit der Juden zu akademiſchen Lehrämtern könnte 
in den einzelnen Fakultäten gefunden werden. Ich darf über die theologi⸗ 
ſchen Fakultäten wohl kein Wort verlieren, da es ſich von ſelbſt verſteht, daß 
Juden bei dieſen nicht zugelaſſen werden dürfen. Was die juriſtiſche Fakul⸗ 
tät betrifft, ſo iſt in den Motiven ſchon ausgeführt, daß man für diejenige 
Fakultät, deren Mitglieder die Staats⸗, Rechts- und Familien-Verhältniſſe 
in ihrer Entſtehung, in ihren Grundlagen vom Standpunkte des Rechts aus 
darſtellen und begründen, welche von demſelben Standpunkte aus der Ge⸗ 
ſetzgebung im Staate die Hand bieten, ihre Beſchlüſſe durch den Anbau der 
Wiſſenſchaft vorbereiten und auf dem Wege einer heilſamen weiteren Ent⸗ 
wickelung leiten und unterſtützen, die künftigen Diener des Staats für ſeine 
richtende und verwaltende Thätigkeit bilden ſollen, daß man für dieſe Fakul⸗ 
tät wegen des Zuſammenhanges und des Einfluffes der Rechtswiſſenſchaft mit 
den vorher angedeuteten Staats- und Familien-Verhältniſſen, bei welchen 
chriſtliche Lebens⸗Anſchauung ſtets ein entſcheidendes und niemals auszuſchlie⸗ 
endes Moment bleiben wird, nur Lehrer chriſtlichen Bekenntniſſes anſtellen 
können. Das ift aber nicht der einzige Grund für die Ausſchließung der Ju— 
den von der juriſtiſchen Fakurtät. Die preußiſchen Univerfitäten oder die juri⸗ 
ſtiſchen Fakultäten insbeſondere, laſſen zur Habilitation bei denfelben als 
Privat⸗Docent Niemand zu, der nicht auf dem geſetzlich vorgeſchriebenen Wege 
das Doktorat utriusque juris erworben hat. Dieſes Doktorat utriusque juris 
ſchließt das civilrechtliche und kirchenrechtliche Doktorat in ſich. Das kirchen— 
rechtliche iſt von jeher, und insbeſondere führt auch die erſte Stiftung der 
Univerſitäten auf dieſe Anſicht zurück, als eine kirchliche Würde angeſehen 
worden. Es iſt auch von da an bis jetzt das Doktorat utriusque juris als 
untheilbar betrachtet worden, und die inländiſchen Univerſttäten haben ſich, 
ſo viel ich weiß, weder zu einer Theilung des Doktorats entſchließen können, 
noch auch das Doktorat utriusque juris an Juden ertheilt, welche ſich da— 
durch zu Privat⸗ Dozenten in der juriſtiſchen Fakultät fähig machen wollten, 
ob es an ſolche ertheilt iſt, die ſich dadurch blos einen Titel erwerben wollten, 
vermag ich nicht zu ſagen. In neueſter Zeit, aber nicht früher, als die Frage 
von der Emancipation der Juden und ihrer Zulaſſung zu Staats- und aka⸗ 
demiſchen Aemtern von allgemeinerer Bedeutung geworden iſt, ſind einzelne, 
aber doch nur ſehr wenige Ausnahmen von dem eben angeführten Brauche vorge- 
kommen. Es hat die Univerſität Heidelberg keinen Anfland genommen, ich weift 
nicht, ob in einem oder in mehreren Fällen, auch Juden zu Dr. utriusque juris 
zu ernennen; andere Univerſttäten, welche das für bedenklich hielten, haben 
verſucht, das bisher untrennbare Doktorat zu theilen und einen Juden zum 
Dr. jur. fähig zu machen, wie dies auf der Univerſität zu Roſtock geſchehn iſt. 
Als die Universität Roſtock über ihr Verfahren zu einer Erklärung aufgefor⸗ 
dert wurde, hat die juriſtiſche Fakultät ſich dahin erklärt, ſie habe geglaubt, 
einen Juden nur zum Ur. juris civilis, aber nicht zum Dr. utriusque juris 
ernennen zu können. Es wurde ein berühmter Rechtslehrer, der früher eine 

ierde der univerſität Göttingen war und fpäter unſerem Staate angehörte, 
aufgefordert, ſeine Meinung über das von der Fakultät befolgte Verfahren 
auszuſprechen. Es war der berühmte Rechtslehrer Karl Friedrich Eichhorn, 
der ſich mit der Anſicht der juriſtiſchen Fakultät zu Roſlock nach dem von 
ihr genommenen Standpunkte einverſtanden erklärte. Es werden alſo Juden 
auch aus dem Grunde von den Lehrämtern der juriſtiſchen Fakultät auszu⸗ 
ſchließen ſein, weil ſie den zum Doziren erforderlichen akademiſchen Grad in 
ſeinem ganzen Umfange nicht erwerben können. Von der mediziniſchen Fakul⸗ 
tät rede ich nicht, da der Geſetzentwurf in Beziehung auf dieſelbe eine Be⸗ 
ſchränkung nicht eintreten läßt. Ich komme auf die philoſophiſche Fakultät. 

Das Gouvernement hat ſich bemüht, gerade bei der Zulaſſung der Juden zum 

Amt eines akademiſchen Lehrers in dieſer Fakultät zu zeigen, daß es nicht 

mit allzu ängſtlicher Engherzigkeit verfahre, vielmehr da die Juden eintreten 
laſſen wolle, wo die Beziehung auf das chriſtliche Prinzip wenigſtens zurück⸗ 


tritt. Ueber die hier zu ziehenden Grenzen zwiſchen den einzelnen Disziplinen, 
bei welchen ein mehr oder weniger tieferes Eingreifen des chriſtlichen Prin⸗ 
zips ſtattfindet, darüber kann man allerdings verſchiedener Meinung ſein. Es 
iſt den Juden der Vortrag für die mathematiſchen und naturwiſſenſchaftli⸗ 
chen Disziplinen eingeräumt worden, und da ich nicht vorausſetze, daß dieſe 
Jemand in der Verſammlung den Juden entziehen wolle, ſo ſehe ich mich 
nicht veranlaßt, darüber mich weiter auszuſprechen. Die wichtigſte hier in 
Betracht kommende Disciplin iſt wohl die Philoſophie. Ich will nicht unter⸗ 
ſuchen, ob die Philoſophie ihre Forſchungen vorausſetzungslos beginnen müſſe, 
ob fie die Grundlehren des Chriſtenthums, als der höchften Vernunft entſtam⸗ 
mend als gegeben anzuſehen habe; ich gebe zu, daß fie ihre Forſchungen ohne 
alle Vorausſetzung beginnen könne. Wichtiger als der Anfangspunkt der Phi⸗ 
loſophie iſt aber das Reſultat, zu dem fie gelangt, welches vielleicht den In⸗ 
halt der christlichen Lehren nicht erreicht, ohne ihnen jedoch zu widerſprechen, 
aber auch mit denſelben in direkten Widerſpruch treten kann, wobei der An⸗ 
theil deſſen, welchem das Chriſtenthum göttliche Offenbarung iſt, nicht zwei⸗ 
felhaft ſein kann. Der freien wiſſenſchaftlichen Forſchung ſoll eine Schranke 
nicht geſetzt werden; aber darum handelt es ſich, ob demjenigen durch die 
Autorität des Staats das philoſophiſche Lehramt übertragen werden ſoll, der 
nach feiner religiöfen Anſchauung dem Chriſtenthume feindlich gegenüberſteht, 
während demjenigen, der im Chriſtenthume geboren und unter den Segnun⸗ 
gen deſſelben aufgewachſen und ſeine Lebens⸗Anſchauungen und Anſichten uns 
ter der Einwirkung chriſtlicher Verhältniſſe und Lehren gebildet hat, in dem 
Vertrauen, daß er dem Chriſtenthum nicht feindlich entgegentreten werde, 
weil die wahre Philoſophie ihm nicht widerſprechen könne, daß der in ihm 
wohnende chriſtliche Geiſt bei ſeinen Forſchungen ein ſtiller, lautloſer Führer 
und Warner ſein werde, vertrauungsvoll ein philoſophiſches Lehramt über⸗ 
tragen werden kann. Eine andere hierher gehörige Disciplin iſt die Geſchichte. 
Wenn in der Geſchichte nicht blos einzeine Thatſachen erzählt, ſondern auch 
nachgewieſen werden ſoll, wie Gott die Schickſale Einzelner und ganzer Völ⸗ 
ker ihrem Ziele entgegenführt, wie die Geſchichte mit göttlicher Offenbarung 
beginnt, die Erſcheinung des Chriſtenthums vorbereitet und, nachdem daſſelbe 
in die Welt gekommen, unter ſeinem Einfluſſe alle Verhältniſſe des Lebens 
ihrer Umgeſtaltung und weiteren Entwickelung entgegengeführt worden, ſo 
würde es doch einem Juden wohl unmöglich werden, die Geſchichte in dieſem 
Sinne aufzufaſſen und zu behandeln. Wie ſoll ein Jude das Weſen des 
chriſtlichen Geiſtes begreifen, das Streben der Völker in chriſtlicher Staaten⸗ 
Bildung, die Kämpfe des Staates und der Kirche richtig auffaſſen und wür⸗ 
digen können? Wie kann man einen Mann für die Lehrkanzel der Geſchichte 
berufen, der vermöge ſeiner religiöſen Ueberzeugung lehren könnte, daß ein 
falſcher Prophet aufgeſtanden ſei in der Perſon desjenigen, den das Chriſten⸗ 
thum göttlich verehrt, und wo durch deſſen Lehre die künftigen Diener des 
Staats und der Kirche gebildet werden ſollen? Es ſind alſo auch hier Rück⸗ 
ſichten gegen die chriſtliche Kirche zu nehmen und Richtungen und Beſtrebun⸗ 
gen, welche dem Chriſtenthum direkt entgegentreten, fern zu halten. Es find 
in dem Gutachten der Abth. auch die linguiſtiſchen Disziplinen berührt, von 
denen die Juden ausgeſchloſſen ſeien. Ich würde kein Wort darüber verlie⸗ 
ren, ob den Juden auͤch dieſe Disciplinen zu überlaſſen feien, wenn man blos 
die grammatiſche Kenntniß der Sprachen darunter begreift. Sollte aber unter 
den linguiſtiſchen Disziplinen auch das ganze philoſophiſche Gebiet, insbeſon⸗ 
dere die Kenntniß des klaſſiſchen Alterthums der Griechen und Römer, begrif⸗ 
fen fein, fo berührt dieſe Disziplin die ganze geiſtige Bildung des Menſchen. 
Es kommt hierbei nicht blos auf Kenntniß der alten Sprachen, ſondern ganz 
beſonders auf die Einführung in den ganzen Geift des klaſſiſchen Alterthums 
an, der die herrlichſten Blüthen der Humanität hervorgebracht hat, der nicht 
blos richtig und tief, ſondern mit dem höchſten Maßſtabe, den ewigen Wahr⸗ 
heiten des Chriſtenthums, als den höchſten Prinzipien, aufgefaßt und beur⸗ 
theilt werden muß. Da gerade diejenigen Studirenden in den Geiſt des klaſ⸗ 
ſiſchen Alterthums eingeführt werden ſollen, welchen künftig die Bildung der 
chriſtlichen Jugend auf den Gymnaſien und anderen Unterrichtsanſtalten an⸗ 
vertraut werden ſoll, die an der Betrachtung der Werke der Alten ihren ei— 
genen Geiſt ſtärken und bilden, aber auch vergleichend die Wohlthaten und 
die Segnungen des Chriſtenthums ſchätzen lernen ſollen. Deshalb glaubte man 
auch die hierher gehörenden Disziplinen den Juden vorenthalten zu müſſen. 
Was die weitere Beſchränkung betrifft, ſo hängt dieſe mit dem allgemein an⸗ 
genommenen Grundſatze zuſammen, daß obrigkeitliche Aemter Juden nicht an⸗ 
vertraut werden ſollen. Da aber ohne Beſchränkung der Juden auf die Stel⸗ 
lung des Privat-Docenten und die außerordentliche Profeſſur derſelben auch 
das Amt des Rektors, des Dekans, fo wie die Theilnahme an den Senats- 
Rechten, mithin an der Ausübung der Sittenpolizei und Jurisdiktion zuſte⸗ 
hen würde, fo ſchien jene Veſchränkung nothwendig. Auch andere Gründe 
haben dabei noch obgewaltet, weshalb ich mich auf die Denkſchrift beziehe. 
Wenn man aber darin eine Zurückſetzung der Juden findet, daß dieſelben auf 
das Gehalt der außerordentlichen Profeſſoren beſchränkt bleiben ſollen, fo 
glaube ich in Ausſicht ſtellen zu können, daß dieſe Zurückſetzung nicht ſtatt⸗ 
finden, vielmehr der Genuß des Gehalts auch bei den jüdiſchen Docenten 
über jene Grenze hinausgehen werde. Das find die Motive des Gefeg-Ent- 
wurfs, wobei ich vorläufig ſtehen bleiben will. (Bravo.) 

Abg. v. Thaden: Meine Herren! Ich gehörige zu derjenigen Faction 
der hohen Verſammlung, die geſtern — verzeihen ſie mir dies Gleichniß — 
dem parlamentariſchen Rennen um 5 Längen geſchlagen worden iſt. Seit ge- 
ſtern iſt mein Feldgeſchrei: Emancipirung der Chriſten von den Juden — 
Emancipirung vom Judenthum! Ich will verſuchen, das Prinzip ins 
Auge zu faſſen, ob jüdiſche Lehrer fähig find, an höheren Bildungs-Anftalten 
Unterricht zu ertheilen. Der Königliche Herr Regierungs⸗Kommiſſar hat vor⸗ 
zugsweiſe die Univerſitäten durchgenommen und ihr Verhältniß erläutert. Ich 
bitte um die Erlaubniß, die Gymnaſten näher ins Auge faſſen zu dürfen. 
Denn was dic Univerſttäten betrifft, fo wird es den Studenten an Gelegen⸗ 
heit nicht fehlen — da, Gott Lob, noch vollſtändige Hör Freiheit ſtattfindet 
ch zu emanzipiren und durch die Beredſamkeit ihrer Füße dem jüdiſchen 
Lehrer entgegenzutreten, wenn er es in ſeinen Vorleſungen wagen ſollte, das 
Chriſtenthum zu verläſtern. Der Königliche Herr Regierungs-Kommiſſar hat 
die einzelnen Fächer durchgenommen. Er hat darauf hingewieſen, was ge⸗ 
lehrt werden ſoll; ich will verſuchen, zu zeigen, wie gelehrt werden muß. 


— 
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Ich will zunächſt mit der Mathematik anfangen, alſo mit demjenigen Theil 
der Disziplin, der ſich am weiteſten von irgend einer religiöſen Doktrin entfernt. 
Man ſagt, es ſei ein Unſinn, behaupten zu wollen, daß die Mathematik 
ein chriſtliche, eine jüdiſche oder heidniſche ſei: Ich will ein Beispiel anfüh⸗ 
ren Denn es iſt hier früher geſagt worden, daß das Einmaleins doch nicht 
chriſtlich oder jüdiſch fein könne. Ich glaube, ich würde in das Irrenhaus 
gehören, wenn ich dies behauptete. Aber es können zum Einmaleins Amen⸗ 
dements geſtellt werden. Ein ſolches Amendement findet ſich in der Hexen⸗ 
ſcene des „Fauſt“. Erlauben Sie mir, daß ich es Ihnen vortragen darf. 

„Du mußt N —— So ſagt die Hex, 

Aus Eins mach Zehn! Mach Sieben und Acht, 

Und Zwei laß gehen! So iſt's vollbracht. 

Und Drei mach gleich, Und Neun iſt Eins 

So bit Du reich. Und“ Zehn iſt keins. 

Verlier die Vier, a Das iſt das Hexen⸗Einmaleins.“ 
5 Aus Fünf und Sechs, zn 8 
Ein geehrter Redner der vereinigten Hexen-Geſellſchaft — es iſt der Kater 
— liefert aber ſchon vorher hierzu den Kommentar, wenn er ſagt: 

„Und laß mich gewinnen, 
Denn wär' ich bei Geld, 

So wär' ich bei Sinnen.“ a 
Amendements, da ſteckt es, da läßt ſich ſo viel hineinlegen. Fern 
gegen unſere jüdiſchen Brüder auszuſprechen. So wollte 
Beiſpiel zeigen, daß es hier mehr auf das Wie als auf 
Ich könnte noch ein Beiſpiel aus der Linguiſtik 
Mißfalle ich Ihnen, 


* 


Ja, in den A 
ſei es, eine Läſterung 
ich es nur durch ein 
das Was ankommen kann. 
anführen. (In der Verſammlung entſteht Lärmen.) 
meine Herren? Ich nehme das Mißfallen gern hin. Ich laſſe es mir ges 
fallen, daß Sie mir Ihr Mißfallen zu erkennen geben; ich mache es eben 
fo, ich gebe auch Zeichen des Mißfallens, wenn einer meiner Gegner auf der 
Tribüne ſteht. Jetzt erlauben Sie mir aber, auszureden. (Heiterkeit) Es 
iſt auch von der Geſchichte die Rede! Laſſen Sie mich auch hier nur ein 
einziges Beiſpiel anführen. Denken Sie ſich einen Juden, der die Geſchichte 
der Kreuzzüge vorträgt, denken Sie ſich einen Juden, der den großen Gott⸗ 
fried von Bouillon beſchreibt, den erſten chriſtlichen König von Jeruſalem, 
der nach der Eroberung von Jeruſalem die Worte ſprach: „Er könne da 
nicht die Königskrone tragen, wo unſer Herr Chriſtus einſt die Dornenkrone 
getragen hat.“ Ich ſage, wenn der Jude nicht entweder ein Heuchler oder 
ein gräßlicher Spötter iſt, ſo muß ihm das Wort auf der Lippe erſtarren! 
Nun noch ein Wort von der Cmanzipirung: Schließlich ſtimme ich für völ⸗ 
lige Emanzipirung der Juden, — die aber allein darin beſtehen kann, daß 
fie ſich von Grund der Seele zu demjenigen bekenne, der da geſagt hat: 
„Siehe, ich mache Alles neu!“ Wohlan, ich ſordere Sie auf, daß wir Alle 
Miſſtonare werden, daß wir unſere trauernden jüdiſchen Brüder, die noch 
jetzt an den Waſſerflüſſen Babylons ſitzen „und weinen, wenn ſie an Zion 
gedenken“ — daß wir fie mit Adlersſittigen hintragen zu denjenigen Schäz⸗ 
zen, die wir ſelbſt als die höchſten und heiligſten erkennen. Aber, — aber! 
Mit einem wehmüthigen Aber verlaſſe ich die Tribüne. (Unruhe und Heiterkeit.) 
Abg. v. Vincke: Was die Zulaſſung der Juden zu akademiſchen Staats⸗ 
Aemtern betrifft, ſo kann ich allerdings, wenn ich das Edikt vom Jahre 1812 
unbefangen erwäge, in de * 8 i N 
die Beſtimmungen der früheren Geſetzgebung finden; denn es iſt ausdrücklich 
in dem Edikt enthalten, daß die Juden zu allen akademiſchen Aemtern zuge— 
laſſen ſein ſollen, zu denen fie ſich geſchickt gemacht haben. Inſofern die Ka⸗ 
binets⸗Ordre von 1822 jene Beſtimmung aufgehoben hat, fo war dies aller- 
dings damals ſchon ein Rückſchritt, und derſelbe mit der Beſtimmung der 
Bundes⸗Akte, die den Juden alle Rechte laſſen wollte, welche fie damals bes 
ſaßen, nach meiner Ueberzeugung nicht vereinbar. Ich glaube aber, daß hier 
auf dieſe Kabinets⸗Ordre um ſo weniger hingewieſen werden darf, als nach 
der Miniſterial⸗Denkſchriſt dieſe Beſtimmung nicht auf geſetzlichem Wege 
publizirt worden iſt, ſondern blos eine Bekanntmachung des Staats⸗Miniſte⸗ 
riums in der Gefegfammlung darauf Vezug genommen hat, und ſowohl nach 
der heute zu Recht beſtehenden Geſetzgebung, als nach der früheren eine Bes 
kanntmachung des Staats⸗Miniſteriums die Kraft eines Geſetzes nicht beſitzen 
kann. Einen noch größeren Rückſchritt finde ich allerdings in der jetzigen 
Beſtimmung, worin ausdrücklich geſagt iſt, daß fie nur zu beſtimmten Aemtern 
zugelaſſen ſein ſollen, 
das Edikt von 1812 einräumt, wieder entzogen worden find. Es iſt das in 
vielen ſpeziellen Beziehungen von dem Herrn Regierungs-Kommiſſar zu recht⸗ 
fertigen verſucht worden. Wenn es nun auch nicht möglich iſt, einem ſo 
vollſtändig ausgearbeiteten Vortrage in allen einzelnen Worten und Buch⸗ 
ſtaben zu folgen, ſo will ich doch verſuchen, vom allgemeinen Standpunkte 
einige dieſer Behauptungen zu beleuchten. Ueber die Theologie habe ich mich 
eben geäußert. Ich glaube, daß es ſich von ſelbſt verſteht, daß die Juden 
zu chriſtlich⸗theologiſchen Lehrämtern nicht zugelaſſen werden können, wie zu 
einer Profeſſur der jüdiſchen Theologie, umgekehrt auch kein Chriſt zugelaſſen 
wird. Was die Jurisprudenz betrifft, ſo muß ich bekennen, daß ich nach 
meiner Kenntniß der Rechtswiſſenſchaft nicht einſehe, wie auf der chriſtlichen 
Lebensanſchauung die Jurisprudenz beruhen kann, namentlich wie die chriſt⸗ 
liche Lebensanſchauung dem Pandektenrecht zu Grunde liegen ſoll, welches 
noch heute die wichtigſte Grundlage unſerer Jurisprudenz bildet. Wenn ge⸗ 
ſagt wird, daß der Jude nicht Doctor juris werden könne, weil er nicht den 
vorgeſchriebenen Eid leiſten und die darin enthaltene Verpflichtung erfüllen 
kann, welche die Vertheidigung der chriſtlichen Religion von ihm fordert, fo 
finde ich in dieſem ganzen Doktor⸗Eide auch nur ein Ueberbleibſel mittelal⸗ 
terlicher Formen, was ich jetzt für durchaus überflüffig halte. Ich ſehe nicht 
ein, warum Jemand nicht ganz einfach ein Examen beſtehen kann, worin er 
ſeine Befähigung zur Profeſſur nachweiſt, warum es nöthig iſt, ihn in die 
Formen einer Doktor⸗Promotion zu bannen. Das iſt eine leere Spielerei 
mit Formen, auf die auch, ſo viel ich weiß, nicht mehr auf allen Univerſitä⸗ 
ten Werth gelegt wird, und ich halte daher um fo. weniger dafür, daß man 
von dem Erfüllen einer ſolchen, im auſe der Jahrhunderte ganz leer gewor⸗ 
denen Form die Erlangung der Profeſſur abhängig machen ſoll. Will man 
dennoch die Spielerei beibehalten, fo, ſteht ja nichts entgegen, den Eid in der 
Synagoge abzunehmen und die Faſſung zu modifiziven. Das mag, meiner 
Anſicht nach, für die Jurisprudenz genügen, denn wenn von der Profeſſur 
des Kirchenrechts geſprochen worden ist, fo ſteht nichts entgegen, obgleich auch 
das Kirchenrecht nicht weſentlich mit dem chriſtlichen Glaubensbekenntniß zu⸗ 


in dem neuen Geſetz Entwurf nur einen Rück ſchritt gegen 


wodurch ihnen alſo die akademiſchen Aemter, die ihnen 


ſammenhängt, von dieſer ſpeziellen Profeſſur die Juden auszuſchließen u 
ihnen alle anderen juriſtiſchen Preſepthen re zu 91 2 
ner davon die Rede geweſen, daß fie nicht Profefloren der eigentlich philoſo⸗ 
phiſchen Doktrinen werden könnten. Der Herr Regierungs-Kommiſſar hat 
aber ſelbſt geſagt, wenn ich ſeinen Worten richtig gefolgt bin, daß nicht noth⸗ 
wendig ſei, daß die Philoſophie von einer beſtimmten Vorausſetzung oder von 
einer konfeſſtonellen Grundlage ausgehe, und wenn ich das Weſen der Phi⸗ 
loſophie recht auffaſſe, fo glaube ich auch, daß die konfeſſionelle Grundlage 
eine durchaus unrichtige Baſis für die Philoſophie ſei. Die Philoſophie hat 
ihre Grundſätze aus der Betrachtung des Abſoluten, aus den allgemeinen Ge⸗ 
ſetzen des Denkens abzuleiten und ſich nicht an eine beſtimmte Offenbarung 
anzuſchließen. Sie kann recht wohl durch die Folgerungen, die ſie aus den 
allgemeinen Geſetzen des Denkens ableitet, zu denſelben Reſultaten, wie die 
pofitive Offenbarung, gelangen, obgleich ſie davon nicht auszugehen hat, ja, 
es widerſpricht den Forderungen der Philoſophie, von Pofitiven Sätzen aus⸗ 
zugehen, vielmehr ſoll ſie aus den allgemeinen Grundſätzen des Seins und 
Denkens ihre Theoricen entwickeln. Es iſt von dem Herrn Regierungs⸗Kom⸗ 
miſſar zugegeben worden, daß die Philoſophie chriſtliche Grundſätze nicht vor⸗ 
auszuſetzen brauche, und ich glaube alſo, daß die Sätze, die ich ſo eben ent⸗ 
wickelt habe, nicht unrichtig find, zumal wenn wir uns auch — ich darf wohl 
den Ausdruck gebrauchen — an hiſtoriſche Perſonen erinnern. Ich erlaube 
mir daran zu erinnern, daß zwei hochbedeutende Männer der Philoſophie, 
Spinoza und Mendelsſohn, Juden waren, und ich habe nicht geglaubt, daß 
man ſie deshalb als Philoſophen geringer angeſchlagen hätte. Ich glaube, 
wenn Spinoza und Mendelsſohn heute an der Berliner Univerſttät ſich has 
bilitiren wollten, ſie alle Urſache hätte, ſich dazu zu gratuliren. 
g 8 (Vielfaches Bravo.) 

Was die Auffaſſung der Geſchichte betrifft, ſo kommt es bei ihr darauf 
an, die Thatſachen richtig darzuſtellen, aber beſtimmte praktiſche Anwendun⸗ 
gen für Glaubens-Anfihten daraus herzuleiten, muß Jedem überlaſſen blei⸗ 
ben. Die Geſchichte iſt nur rein objektiv aufzufaſſen und darzuſtellen, und 
der Lehrer der Geſchichte hat ſich nur mit der objektiven Auffaſſung derſelben 
zu befaſſen. Und wenn ein Jude die Aeußerung von Gottfried von Bouillon 
zu referiren hätte, fo wird er fie doch wohl nicht anders referiven, als fie ge⸗ 
than worden. Ich will ihm überlaſſen, was er daraus folgert; für mich 
genügt es, wenn er die Thatſache richtig mittheilt, mag er die Krone nur als 
Krone anſehen, oder ſie mit der Dornenkrone verbinden, wie das geehrte 
Mitglied der pommerſchen Ritterſchaft gethan hat ... (Große Heiterkeit.) 
Ich glaube, daß jeder Chriſt, der einer ſolchen Vorleſung eines Juden 
folgt, fo viel Feſtigkeit der Religions-Anſichten auf die Univerfität mitbringt, 
daß er nicht bei einer objektiv richtigen Darſtellung, an die der Docent eine 
falſche, eine unrichtige Folgerung anknüpft, zu den falſchen Propheten hin⸗ 
übergeführt wird. Wenn geſagt wird, die Rückſicht auf die Kirche fordere 
daß man keine Juden als Profeſſoren anſtelle, ſo muß ich dem widerſtreiten. 
Ich bin der Anſicht, daß der Staat der Kirche keine Rückſichten zu gewähren 
habe; es haben beide ihre Sphäre für ſich, und es ſteht die Kirche viel zu 
hoch, als daß ſie ſich vom Staale Dienfte leiſten zu laſſen hätte. Das 
der Kirche iſt weſentlich ein inneres, auf die innere Ueberzeugung gegründet, 


und jede innere Ueberzeugung eines Menſchen thut mir leid, wenn ſte erſt 
durch den Staat gewährleiſtet werden fol. (Stürmiſches Bravo.) 

Sie muß in ihm vorwalten, und wenn ſie nicht in ihm vorwaltet, ſo 
weiß ich nicht, durch welche innere Zwangsmittel des Staates die innere Weber 
zeugung produzirt werden ſoll. (Eben jo ſtarkes Bravo!) 115 

Die geographiſchen Disziplinen find den Juden nachgelaſſen worden, in 
den linguiſtiſchen aber iſt wieder ein Unterſchied gemacht, und zwar der zwi⸗ 
ſchen Vorleſungen über Grammatikaliſches und zwiſchen den über den Geiſt 
des Alterthums. Der Herr Regierungs-Kommiſſar hat den Geiſt des klaſſi⸗ 
ſchen Alterthums als einen ſolchen bezeichnet, welcher von der Humanität ohne 
chriſtliche Erleuchtung belebt fei, und eben, weil das klaſſiſche Altetthum nicht 
von dem Chriſtenthum erleuchtet worden iſt, finde ich gerade den Juden be⸗ 
ſonders geeignet, den Geiſt des klaſſiſchen Alterthums unbefangen darzuftellen, 
weil er diefen Geiſt objektiv auffaßt ohne von einem vorgefaßten chriſtlichen 
Urtheile ſich leiten zu laſſen. Ich will den Geiſt des klaſſiſchen Alterthums 
nicht im chriſtlich-theologiſchen Geiſte dargeſtellt haben, fondern fo, wie die 
Alten ſelbſt ihre Zeit betrachtet haben. Wer das Alterthum benutzen will, 
um kirchliche Theorieen daraus zu entwickeln, der wird bei dem Ziele vorbei⸗ 
ſchießen und den Geiſt nicht treffen, den der Herr Regierungs⸗Kommiſſar als 
den Geiſt des klaſſiſchen Alterthums bezeichnet hat. 

(Abermals donnerndes Bravo!) 

Wenn ich glaube, ausgeführt zu haben, daß Juden zu allen akademi⸗ 
ſchen Lehrämtern fähig feien, fo ſehe ich nicht ein, warum man fie nicht des 
Vorzugs theilhaftig machen will, eine ordentliche Profeſſur zu bekleiden. Wenn 
geſagt worden iſt, daß die Dekane eine gewiſſe obrigkeitliche Funktion aus⸗ 
übten, ſo muß ich geſtehen, daß ich nicht weiß, welche es ſein ſoll. Wenn 
von dem Univerſitätsrichter die Rede wäre, fo wollte ich es mir gefallen laſ⸗ 
fen, aber aus meiner akademiſchen Erinnerung weiß ich nicht, daß der De⸗ 
kan oder Rektor obrigkeitliche Gewalt ausübt, den einzigen Fall ausgenom⸗ 
men, daß man ihm den Handſchlag giebt auf Befolgung der akademiſchen 
Geſetze. Wenn es aber zu Contraventionen kommt, fo tritt der Univerſtitäts⸗ 
Richter ein. Das iſt die einzige Obrigkeit, welche den Studenten entgegen⸗ 
tritt, wenn fie ihm auch ſehr unangenehm iſt. (Gelächter.) . 

Im Uebrigen würde nichts entgegenſtehen, wenn man auch beſchlöſſe, 
hier eine Ausnahme eintreten zu laſſen, wie wir ja. hnliche Ausnahmen 
durch die frühere Abſtimmung ſanctionirt haben. Jedenfalls ift die obrig⸗ 
keilliche Function der Dekane ſehr unbedeutend. Wollte man aber auch hier 
den angenommenen Grundfag verlaſſen, fo würde es doch eine unrichtige Fol⸗ 
gerung ſein, wenn man die Juden deshalb von der ordentlichen Profeſſur 
ausſchlöſſfe. Man kann ja ſagen, fe follen ordentliche Profeſſoren werden, 
nur nicht in den Senat gewählt werden und nicht Dekane und Rektoren 
ſein können. Warum man aber ihnen deshalb, weil ſie nicht Dekane und 
Rektoren werden ſollen, auch die Möglichkeit entziehen will, ordentliche Pro⸗ 
feſſoren zu werden, dieſe Saunen hat mir nicht einleuchten wollen. 

ravo!) 

Ich will zum Schluſſe die verehrte Verſammlung nur au den Grundſatz 
erinnern, zu dem fie ſich bei mehreren Gelegenheiten in überwiegender Mehr⸗ 
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heit bekannt hat, an den Grundfag, nicht konfeſſtonelle Unterſchiede dahin zu 
bringen, wo ſie nicht hingehören, und nicht da, wo es ſich nicht um Religion 
handelt, ſondern nur um wiſſenſchaftliche Tendenzen, den konfeſſtonellen Stand⸗ 
punkt feſtzuhalten. Wenn man das bei den Elementar-Schulen feſtgeſtellt 
hat, wo der jugendliche Geiſt noch empfänglich für alle Eindrücke iſt, warum 
wollen wir jenen Grundſatz nicht für die höheren Bildungsſchulen anerkennen, 
wo Jeder, der fie betritt, ſchon der wiſſenſchaftlichen und religiöſen Vor⸗ 
bereitung ſich zu erfreuen gehabt hat, in den Schoß der Kirche als erwachſener 
Menſch aufgenommen worden und vor allen Einwirkungen geſichert iſt, ſelbſt 
wenn dieſe ſolche fein könnten, wie der Herr Regierungs-Kommiſſar ſie be⸗ 
zeichnet hat. Darum halten wir konſequent an dem Grundſatz feſt, wenn 
wir von den höheren Bildungs⸗Anſtalten, die ſich als Sitz der Humanität in 
Preußen ſtets ausgezeichnet haben, die engen konfeſſtonellen Rückſichten aus⸗ 
ſchließen, auch wenn die Statuten einer Univerſität mit dieſem Grundſatze 
nicht in Einklang ſtehen ſollten. Es iſt uns aber in dankbarer Erinnerung, 
daß man ſchon im Jahre 1809 nicht einen ſo engen Standpunkt einnahm, 
und die Statuten der berliner Univerſität weiſen keinen ſo engen Standpunkt 
(Donnerndes Bravo!) 

Somit haben wir Grund genug, die Statuten, die dem ſechzehnten Jahr⸗ 
hundert angehören, aus dem Standpunkte des neunzehnten Jahrhunderts zu 
beleuchten und darauf anzutragen, daß ſie in dem Geiſte des neunzehnten 
Jahrhunderts modiſizirt werden. Von einer Kränkung von Privatrechten 
kann dabei wohl nicht die Rede ſein; denn die Stifter unſerer Univerfitäten 
find die Landesherren ſelbſt geweſen. Sie haben fie zum allgemeinen Beſten 
des ganzen Landes geſtiftet, geſtiftet als Pflanzſchulen für die Aufklärung 
und Humanität, und ſie ſind daher auch wohl beſugt, ihre Privilegien im 
Sinne des neunzehnten Jahrhunderts zu modifiziren. 

(Ungemein großer Beifallsruf und lang anhaltendes Bravo!) 

Abg. v. Maſſow: Meine Herren! Der Vortrag des geehrten Herrn 
Minifterial- Kommiffars hat auf mich gerade den entgegengeſetzten Eindruck 
gemacht, wie auf den geehrten Redner, der zuletzt geſprochen hat. Er hat 
in mir nur die Ueberzeugung beſtärkt, daß der Geiſt des Chriſtenthums die 
Wiſſenſchaft überall durchwehen müſſe. 

Abg. Meviſſen: Meine Herren! ich glaube, daß es dem verehrten 
ritterſchaftlichen Abgeordneten von Weſtphalen vollkommen, gelungen iſt, vor 
Ihnen darzuthun, daß die Rechte, welche den Juden bereits durch das Geſetz 
von 1812 in Bezug auf akademiſche Lehr-Acmter gewährt worden find, heute 
nicht in beſchränktem Sinne interpretirt werden dürfen, daß dieſe Rechte in 
ihrem vollen Umfange aufrecht erhalten werden müſſen. Meine Herren! So 
wenig der Katholizismus geneigt war, bei dem Beginn der Reformation dieſe 
als eine chriſtliche anzuerkennen, eben ſo wenig werden heute die vom Staate 
anerkannten Konfeſſionen geneigt fein, den wahren chriſtlichen Geiſt, das 
Weſen dieſes Geiſtes in den neu ſich bildenden Konfeſſionen anzuerkennen. 
Es liegt in dem Weſen jeder Religion, daß ſie einzig und allein die Wahr⸗ 
heit zu beſitzen glaubt; ſie muß daran feſthalten, ſie darf von dieſem Glauben 
nicht laſſen, wenn fie ſich nicht ſelbſt aufgeben will. Die religiöſe Wahrheit kann 
für den Gläubigen nur eine ſein. Für zwei verſchiedene Auffaſſungen dieſer 
Wahrheit hat der Geiſt keinen Raum. Darum haben wir geſehen, daß in 
Deutſchland zu der Zeit, als die chriſtliche Religion ſich in mehrere Konfeſ⸗ 
ſtonen trennte, als aus der einen katholiſchen Kirche mehrere chriſtliche Kirchen 
wurden, daß zu der Zeit, ſage ich, ein anderes, ein drittes erſtand, das Be⸗ 
wußtſein, daß auch in verſchiedenen konfeſſtonellen Formen derſelbe unendliche 
und ewige Geiſt geglaubt werden könne; die freie Wiſſenſchaft, die ſich 
unter und neben die kirchlichen Konfeſſionen frei und ſelbſtſtändig hinſtellte. 
Die beiden chriſtlichen Konfeſſtonen enthielten und enthalten noch heute un⸗ 
verſöhnliche Gegenſätze, 
Beſitze der Wahrheit zu ſein; die deutſche freie Wiſſenſchaft übernahm die 
Vermittelung zwiſchen dieſen feindlichen Konfeſſtonen, fie übernahm die Be— 
gründung einer wahren und aufrichtigen Toleranz, fie übernahm es, die ver⸗ 
lorene Einheit und Freiheit, die von dem konfeſſtonellen Standpunkte aus 
nicht zu begreifen, nicht herzuſtellen war, der Nation wiederzuerobern; ſie 
übernahm es, das wahre Weſen aller Religionen zu begreifen und dem 
Volksbewußtſein zu vermitteln. Wir ſehen ſeit den drei Jahrhunderten, die 
feit der Reformation hingegangen find, die deutſche Wiſſenſchaft ſich freier 
und freier entwickeln, wir ſehen ſie mehr und mehr die Freiheit des Geiſtes 
neben die konfeſſionellen Unterſchiede der Kirche ſelbſtſtändig hinſtellen, wir 
ſehen endlich die gänzliche Losſagung der Wiſſenſchaft von beſtimmten Reli⸗ 
gionsformen vor ſich gehen. Ich glaube, meine Herren, daß es einer der 
größten Akte der neueren Weltgeſchichte geweſen iſt, als in Deutſchland zuerſt 
die Richtung und Trennung der Begriffe von Religion und Religionsformen 
von Kirche und Wiſſenſchaft ſtattgefunden, als ſich die deutſche Wiſſenſchaft 
ſelbſt und aus eigenem Rechte für abſolut frei erklärt hat Dieſe Freiheits⸗ 
erklärung war die That der größten, der edelſten Geiſter unſeres Volkes. 
Meines Wiſſens ift die Zeit in unferem Vaterlande noch nicht lange her, 
wo das Miniſterium des geiſtlichen Unterrichts dieſe Freiheit der deutſchen 
Wiſſenſchaft anerkannte, wo es gerade in der Anerkennung dieſer Freiheit 
feinen Ruhm und feine Ehre ſuchte. Leider iſt man in den letzten Jahren 
von jener Auffaſſung zurückgegangen, man iſt heute ſogar im Begriff, wieder 


zu dem in blutigen Schlachten überwundenen konfeſſtonellen Standpunkte 


vergangener Jahrhunderte überzugehen. Es zeigen ſich auch ſofort Bewegungen 
und Spaltungen in allen Religionen auf dem konfeſſionellen Gebiete. Diefe 
Spaltungen ſind nur die nothwendigen Früchte des Geiſtes, der neuerdings 
in die höheren Regionen unſeres Staatslebens zur Herrſchaft gelangt if. 
Ich glaube nicht, daß wir es, nachdem wir das konfeſſionelle Element über⸗ 
wunden hatten, es als einen Fortſchritt bezeichnen dürfen, wenn dieſes Element 
in der Schärfe, in der Starrheit wiederkehrt, wie es jetzt geſchieht, ich glaube 
vielmehr, daß dieſe Erſcheinung die unerfreulichſte und beklagenswertheſte, die 
der nationalen Entwickelung feindlichſte iſt. Es iſt vorher von dem Kommiſſar 
der Regierung entwickelt worden, daß ſich mehrere akademiſche Disziplinen, 
namentlich die Lehre von dem Rechte, die Lehre der Philoſophie und die 
Lehre der Geſchichte, nicht vereinigen laſſen mit unchriſtlichem Geiſte, daß es 
weſentlich ſei, daß der chriſtliche Geiſt in ihnen vorwalte, ſie durchdringe und 
beherrſche. Meine Herren, ich bitte Sie, laſſen ſie uns wohl die Konſequen⸗ 
zen dieſes Satzes erwägen, denn er gehört zu den tiefſten, wirkungsvollſten 
und gefährlichſten, die wir von dieſer Stelle aus vernommen haben. Wenn 


beide behaupteten und behaupten, im ausſchließlichen 


zugegeben werden könnte, auch nur einen Moment lang, daß ein beſtim 
Geiſt als chriſtlicher Geiſt vom Staate deklarirt . en = 
genfag zu dem wahrhaft freien chriſtlichen Geiſt, der in keinem Jahrhunderte 
in ſeiner Form, ſtets aber in ſeinem Weſen derſelbe, der in jedem Momente 
ſich ſelbſt beſtimmt und im Laufe der Zeit noch unendlich weiter beſtimmen 
wird, wenn, ſage ich, zugegeben würde, daß ein ſolcher Geiſt ſtatutariſch durch 
den Staat feſtgeſtellt werden könnte, ſo wäre es mit der freien Wiſſenſchaft 
zu Ende. Könnten wir wohl noch da Freiheit der Wiſſenſchaft, Freiheit der 
Forſchung und der Lehre anerkennen, wo eine Regierung den Vertretern 
der Wiſſenſchaft die Nothwendigkeit auferlegt, zu einem beſtimmten Refultate 
zu einer von der Regierung ſixirten Auffaſſung des chriſtlichen Geiſtes an⸗ 
zukommen? Wir haben gehört, daß die Philoſophie zwar nicht nothwendig 
von dem Chriſtenthum ausgehe, die Vorausſetzungsloſigkeit der philoſophiſchen 
Forſchung wurde uns zugegeben. Wir haben aber auch gehört, daß in dem 
chriſtlichen Staate die Philoſophie ſich nothwendig in Uebereinſtimmung mit 
dem chriſtlichen Geiſte befinde, daß dieſe Uebereinſtimmung in ihren Schlüſſen 
ſich manifeſtiren müſſe. Ich frage aber, wie können wir frei forſchen, wenn 
ein beſtimmtes Ziel uns vorgeſteckt, wenn das Weſen des Geiſtes, die Freiheit 
und Unendlichkeit uns vom Staate beſtritten und genommen iſt? Die freie 
Wiſſenſchaft exiſtirt nur dadurch, daß ſie alle Bande, alle Vorausſetzungen 
bei ihrem Forſchen von ſich wirft, daß fie nur dasjenige als richtig und wahr 
anerkennt, was fie auf dem Wege freier Forſchung gefunden hat. 

Ba „ 

Wollen Sie die Vorausſetzung des chriſtlichen Staates, der iſtli⸗ 
chen Geiſt ſelbſt nicht zu deſiniren vermag, und welcher 1 468 ne 
langt, daß wir nur diejenigen Offenbarungen des chriſtlichen Geiſtes, die ihm 
genehm find, für wahr halten, daß wir andere Offenbarungen deffelben 
Geiſtes, die das weite Feld der Geſchichte birgt, verwerfen, daß wir alſo die 
unendliche und freie Selbſtbeſtimmung unſeres Geiſtes verzichten ſollen: wol— 
len Sie dieſe Vorausſetzungen zugeben, ſo iſt es mit der weiteren Entwicke⸗ 
lung unſeres Volkes, ja der ganzen chriſtlichen Menſchheit zu Ende. — Ich 
würde den Augenblick für deu traurigſten Augenblick meines Lebens halten 
wenn ich erkennen müßte, daß jene höchſte Errungenſchaft der Geſchichte jene 
abfolute Freiheit der Wiſſenſchaft, die Jahrhunderte lang ſich in dem Deut⸗ 
ſchen Geifte fo herrlich, fo glänzend manifeſtirt hat, die der Ruhm und der 
Stolz unſerer Nation geweſen iſt, uns und der Welt verloren gehen könnte! 
Deshalb bitte, deshalb beſchwöre ich Sie, meine Herren! Laſſen Sie uns alle 
konfeſſtonellen Trennungen von uns fernhalten, laſſen Sie uns dem freien 
Geiſte der Deutſchen Wiſſenſchaften huldigen, laſſen Sie uns anerkennen 
daß unſer Volk in ſeiner Bildung hoch genug geſtiegen iſt, um keiner konfeſ⸗ 
fionellen Unduldſamkeit, keinem ungerechtfertigtem Geiſteszwange mehr Raum 
zu geben. (Vielſeitiger Bravoruf) t 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich verzichte aus zweifachem Grunde auf 
das Wort: Erſtens, weil der geehrte Abgeordnete aus Weſtphalen die Wi⸗ 
derlegung des Herrn Regierung-Kommiſſar, die ich mir auch vorgeſetzt, ſo 
vollſtändig geführt hat, als ich ſie kaum hätte geben können, und Zweitens 
well die leeren Bänke mir zu beweiſen ſcheinen, daß die Verſammlung glaubt, 
über den Gegenſtand vollſtändig informirt zu fein. 1 
Marſchall: Wenn Niemand mehr das Wort verlangt, ſo wird ü 
diefen ran die Berathung geſchloſſen fein, und wir per Kr ne 
mung. Die Abtheilung hat 3 Anträge gemacht, in ihrer Majorität hat ſte 
die Veſtimmung vorgeſchlagen, daß die Juden zu allen atademifchen Lehr⸗ 
Aemtern, welche nicht ihrer Natur nach das chriſtliche Glaubensbekenntniß er⸗ 
fordern, befähigt gehalten werden ſollen. Ein Theil dieſer Majorität hat 
ſich zwar dieſem Vorſchlage angeſchloſſen, aber gewünſcht, daß ihnen die 
Aemter des Dekanats, Prorektorats und Rektorats nicht mit übertragen wer⸗ 
den dürften; einſtimmig iſt aber die Abtheilung darüber geweſen, wenn etwa 
die beiden vorigen Vorſchläge nicht angenommen werden ſollten f daß wenig⸗ 
ſtens den jüdiſchen außerordentlichen Profeſſoren in Beziehung auf die Gehäl⸗ 
ter gleiche Rechte mit den ordentlichen Profeſſoren eingeräumt würden. Diefe 
drei Vorſchläg werde ich der Reihe nach zur Abſtimmung bringen, und zwar 
den am weiteſten von der Geſetzes-Vorlage abgehenden zuerſt, nämlich den, 
daß den Juden alle akademiſchen Lehr⸗Aemter übertragen werden können 
welche nicht ihrer Natur nach das chriſtliche Glaubens-Bekenntniß erfordern, 
incl. des Dekanats, Prorektorats und Rektorats. Sollte ſich hierfür keine 
Majorität finden, ſo würde die zweite Frage dahin gehen, ob ihnen dieſe 
Zulaſſung ohne jene drei Aemter zugeſtanden werden ſolle, und endlich, wenn 
man auch damit nicht einverſtanden wäre, ob das, was von der Abtheilung 
einſtimmig vorgeſchlagen worden iſt, angenommen werden ſoll, nämlich die 
Gleichſtellung der Gehälter mit den ordentlichen Profeſſoren. Die erſte Frage 
lautet alſo: Sollen die Juden zu allen akademiſchen Lehrämtern u. ſ. w. (wie 
oben). Die für die Bejahung dieſer Frage ſind, bitte ich aufzuſtehen. (Da 
das Stimmen-Verhältniß hierbei, fo wie bei einer zweiten, auf die Vernei⸗ 
nung gerichteten Abſtimmung ſich nicht klar herausſtellt, fo läßt der Marſchall 
durch die Ordner die Stimmen zählen.) Das Ergebniß der Abſtimmung iſt 
folgendes: Die Frage iſt mit 222 Stimmen gegen 181 Stimmen bejaht wor⸗ 
den; die erforderlichen zwei Drittel ſind alſo nicht vorhanden, und die Gründe 
der Minorität müffen in die Erklärung mit aufgenommen werden. 

Abg. v. Dominiersti: Meine Herren! Sie haben aus dem Munde 
des Königlichen Herrn Kommiſſars genaue Auskunft über die Statuten der 
einzelnen Univerſttäten erhalten und geſehen, daß dieſe Statuten zum Theil 
der Zeit der größten Intoleranz angehören, und daß der Geiſt derſelben im 
vollkommenen Widerſpruch ſteht mit der ſo eben erfolgten Abſtimmung, und 
wenn der Beſchluß der Abtheilung und unſer Beſchluß nicht illuſoriſch bleiben 
ſoll, fo müſſen wir den Antrag ſtellen, daß dieſe ſtatutariſchen Veſtimmungen, 
die dem Mittelalter angehören, ſo bald als möglich umgearbeitet würden, und 
ich erlaube mir dieſen Antrag zu ſtellen. 

(Aufregung; eine Stimme: Petition!) 

Marſchall: Zu dieſem Antrage muß ich bemerken, daß er hier ganz 
neu in die Verſammlung kommt, ohne auf irgend eine Weiſe vorbereitet 
worden zu ſein. (Einige Stimmen: Ja!) Die Abtheilung hat ſich dar⸗ 
über nicht ausgeſprochen, er iſt nicht einmal als Amendement vorher ange⸗ 
meldet worden und würde doch jedenfalls ſo unvorbereitet hier nicht zur Be⸗ 
rathung kommen können. Er geht dahin, die beſtehenden Statuten einzelner 
Univerſitäten zu ändern; das kann wohl, abgeſehen davon, ob es materiell 
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wünſchenswerth ſei, hier nicht ſogleich entſchieden werden. (Einzelne Stim⸗ 
men: Ja, ſehr richtig!) 5 

Referent Sperling (lieſt vor): „Hieran knüpfte ſich noch die Motion 
eines Mitgliedes, an irgend einer Univerſität des Landes einen Lehrſtuhl für 
jüdiſche Theologie einzurichten. Dieſer Vorſchlag fand vielſeitige Unterſtützung, 
indem ein ſolcher Lehrſtuhl nicht nur zum Beſten der Juden für erforderlich 
erachtet wurde, um ihnen das wiſſenſchaftliche Studium ihrer Religion mög⸗ 
lich zu machen, ſondern auch im Intereſſe der Wiſſenſchaft im Allgemeinen 
zweckmäßig und nützlich erſchien. Mit dreizehn Stimmen gegen zwei beſchloß 
die Abtheilung, ihn gegen das Plenum zu dem Ihrigen zu machen, damit 
er in Form einer Petition zur Kenntniß Sr. Majeftät des Königs gelange.“ 

Marſchall: Verlangt Jemand das Wort? Da ſich Niemand mel- 
det, ſo werde ich die Frage ſtellen, ob der Antrag der Abtheilung angenom⸗ 
men werden ſoll? Diejenigen, die den Antrag befürworten wollen, bitte ich, 
aufzuſtehen. (Nachdem dies geſchehen.) Ich bitte die Herren Ordner, die 
Stimmen zählen. Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes. Die Frage 
iſt mit 229 Stimmen gegen 156 bejaht. ; 

Referent Sperling (verlieft den Abſchnitt 5 des $. 35. des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfs): „Außerdem bleibt die Anſtellung der Juden als Lehrer auf jüdiſche 
Unterrichts⸗Anſtalten beſchränkt“ Gutachten der Abtheilung. Abſchnitt >. 
Was vorſtehend von der Statthaftigkeit des Unterrichts der Juden an Uni⸗ 
verfitäten ausgeführt iſt, fanden einzelne Mitglieder im ganzen Umfange auch 
auf deren Unterricht an den niederen Unterrichts-Anſtalten des Staates ans 
wendbar, indem ſie dem ihnen gemachten Einwande, daß dieſer Unterricht 
mehr pädagogiſcher Natur und dabei die chriſtlich-religtöſe Auffaſſung aller 
Lebens⸗Verhältniſſe unerläßlich ſei, damit begegneten, daß keine Erfahrung 
vorliege, wonach Juden als ſolche zu Pädagogen weniger geſchickt erachtet 
werden könnten als die Chriſten, vielmehr das Gegentheil ſich oft genug im 
Familienleben zeige, und das Prinzip der Chriſtlichkeit nicht allein bei ein⸗ 
zelnen Lehrgegenſtänden nicht zur Anwendung komme, ſondern auch über⸗ 
haupt deshalb nicht geltend gemacht werden könne, weil zahlreihe Beiſpiele 
vorliegen, daß Juden, welche ſich taufen ließen, ohne daß man die Ueber⸗ 
zeugung gewinnen konnte, daß ſie mit der Taufe zugleich die chriſtlichen Glau⸗ 
benswahrheiten in ſich aufgenommen, an Schul-Anſtalten beſchäftigt worden, 
ſogar ſelbſtſtändig dergleichen Anſtalten gegründet haben und das Vertrauen 
chriſtlicher Aeltern im vollen Maße beſäßen. Indeß wollten dem doch andere 
Mitglieder im ganzen Umfange nicht beitreten. Namentlich wurden Beden⸗ 
ken dagegen laut, daß die Juden das Amt eines Dirigenten und Vorſtandes 
an Schul⸗Anſtalten, welche für Kinder chriſtlicher Aeltern vorzugsweiſe be— 
ſtimmt wären, eingeräumt würde, und insbeſondere fanden es einzelne Mit⸗ 
glieder bei der jetzigen Einrichtung der Elementarſchulen, an welchen die Leh 
rer nicht nach einzelnen Unterrichts-Gegenſtänden, ſondern klaſſenweiſe beſchäf⸗ 
tig werden, geradehin unzuläſſig, daß an ſolchen Schulen Juden angeſtellt 
werden. Das Reſultat der Abſtimmung fiel dahin aus, daß von vierzehn 
anweſenden Mitgliedern ſich fünf für die Beibehaltung des Entwurfs und 
von den übrigen neun Mitgliedern, welche deſſen Wegfall wünſchten, vier 
ſich für folgende Beftimmung: „Juden können Schul Aemter, zu welchen 
fie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten, inſofern ſolche nicht ihrer Natur 
nach das chriſtliche Glaubens-Bekenntniß in ſich ſchließen“, die letzten fünf 
endlich für eben dieſe Beſtimmung, jedoch nur mit der Maßgabe erklärten: 
daß die Juden von den Vorſtands⸗Aemtern und den für chriſtliche Kinder be⸗ 
ſtimmten Elementarſchulen unbedingt ausgeſchloſſen bleiben. 

Abg. Graf. v. Merveldt: Es wird von der hohen Verſammlung ge— 
wiß der Grundſaß als wünſchenswerth anerkannt werden, daß die in unſerer 
Mitte gefaßten Beſchlüſſe ſo viel als möglich innerhalb der Grenzen der Aus— 
führbarkeit bleiben. In dieſer Beziehung muß ich bemerken, daß dies hier 
nicht der Fall fein würde, inſofern die als unabänderliche Grundlage unſe⸗ 
rer Staats⸗Verfaſſung gewährte Parität der religiöfen Verhältniſſe verlegt 
wird. Nun beſtehen dieſe Paritätsrechte, meines Dafürhaltens, nicht in dem⸗ 
jenigen, was von einem geehrten Mitgliede, nämlich von dem Hrn. Referenten, 
uns geſtern auseinandergeſetzt worden iſt, indem er fie nach feinen individuel 
len Anſichten als ein ihm perſönlich vorſchwebendes Ideal formulirte, ſondern 
darin, was ſie, ihrem Weſen nach, ſein ſollen und müſſen. Hiernach wird 
von katholiſcher Seite der Grundſatz feſtgeſtalten, daß jeder Unterricht, der 


in den Elementarſchulen oder in niederen Unterrichts-Unſtalten, die in die 


Kinder- und Erziehungsjahre der Jugend fallen, gegeben wird und nicht 
blos techniſche Fertigkeiten betrifft, den katholiſchen religiöſen Standpunkt feſt⸗ 
halten muß. Wollte man dieſen Grundſatz ſtören, ſo würde man in eine 
Ausartung verfallen, die einer nicht genügenden Handhabung der Toleranz 
angehört, und dieſes würde mit den Paritätsrechten unverträglich ſein. 
Darum müſſen auch in meiner Heimat in ſolchen Anſtalten, die zur Ausbil⸗ 
dung von Elementarſchullehrern beſtimmt find, Letztere als Religions-Lehrer 
ausgebildet werden, und wird, nebenbei geſagt, in denfelben eine Aufnahme 
von jüdiſchen Eleven nie flattfinden können, um fo weniger, als katholiſch 
geiſtliche Fonds dieſe Seminarien ausſtatten. Nach Maßgabe dieſer Grund 
ſätze iſt Aber auch die Ausführbarkeit unſerer Entſchlüſſe für mich und meine 
Mitſtände bedingt, und nach dieſer Maßgabe kann nur unter einer Verwah⸗ 
rung dieſer unadänderlichen Grundlagen von vielen Mitſtänden und mir ab⸗ 
geſtimmt auerden, Die Zulaſſung von Juden als Lehrer zu Elementarſchu⸗ 
len oder überhaupt zu ſolchen Unterrichts-Anſtalten, die in die Kinder- oder 
Erziehungsjahre der Jugend fallen, wird alſo mit Ausnahme des Unterrichts 
in blos techniſchen Fertigkeiten, z. B. Zeichnen, Turnen u. ſ. w., durchaus 
ungedenkbar fein. Nun möchte ich hieran noch die allgemeine Vitte an die 
hohe Verſammlung knüpfen, doch zu bedenken, daß Se. Majeſtät der König 
von dieſem Throne die Worte dor der ganzen Nation ausgeſprochen haben: 
„Ich und Mein Haus wollen dem Herrn dienen!“ Ich glaube, wir Alle 
haben dieſe Worte fo verſtanden, Se. Majeſtät der Konig habe damit nur 
ſagen können: Wir wollen als Chriſten dem Herrn dienen, darum möchte 
ich bitten, daß wir dieſem großherzigen Beispiel, welches ſowohl des hochſeli⸗ 
gen als jetzigen Königs Majeſtät vor der Welt öffentlich kundgegeben haben, 
daß Sie der chriſtilichen Religion die ihr gebührende, über alle Weltverhält⸗ 
niſſe erhabene Stellung, die in früheren Jahren leider in den Hintergrund 
zu treten ſchien, wiedergegeben haben, daß wir uns dieſem hocherhabenen 
Beiſpiele anſchließen möchten, indem wir das chriſtliche Prinzip überall da 


aufrecht zu halten bemüht ſind, wo es eine belehrende, eine be 
eine befehlende Stellung gilt. (Bravo!) 5 . 1 

Abg. v. Gudenau: Wenn ich den Referenten der geehrten Abtheilung 
recht verſtehe, fo handelt es ſich hier alfo gerade um die Frage, ſollen ein⸗ 
zelnen Juden, welche ſich dazu qualiſiziren, Elementarlehrer-Stellen anver⸗ 
traut werden? Ich muß bemerken, daß hier ein weſentlicher Unterſchied 
ſtattfindet zwiſchen der früheren Frage, welche nur die höhern Lehranſtalten 
betroffen hat, und derjenigen, welche die Elementar-Unterrichts⸗Anſtalten 
betrifft. Der Unterſchied iſt hauptſächlich rechtlicher Natur. Alle Familien⸗ 
väter haben nicht allein die moraliſche, fie haben auch die geſetzliche Verpflich⸗ 
tung, für den Elementar⸗Untericht ihrer Kinder zu forgen. Von Seiten der 
Wohlhabenden geſchieht dies in der Regel, indem ſie Hauslehrer haben, von 
Seiten der Unbemittelten dadurch, daß ſie die öffentliche Elementarſchule des 
Orts durch ihre Kinder beſuchen laſſen und beſuchen laſſen müſſen; es iſt 
alſo nicht in ihre Gewalt gegeben, ob ſie ihre Kinder dahin ſchicken wollen 
oder nicht. Hier in der hohen Verſammlung, wenn ſie nämlich vollzählig 
iſt, mögen wohl 100 Familienväter ſein, welche Hauslehrer für ihre Kinder 
haben. Die Verhandlungen dieſer Tage mögen wohl die Anſichten Vieler 
geändert, viele gegen die Juden beſtehende Vorurtheile zerſtört und manche 
mögen neue Anſichten gefaßt haben; ich glaube aber nicht, daß ſie in einem 
einzigen dieſer Mitglieder die Abſicht hervorgerufen haben, einen jüdiſchen 
Hauslehrer anzunehmen, oder den chriſtlichen Hauslehrer fortzuſchicken und 
dafür einen Juden anzunehmen. Das glaube ich nicht. (Zuſtimmung.) 
Alſo, meine Herren, wenn wir den Juden fagen: qualifizirt euch, fo werdet 
ihr bei den Elementarſchulen angeſtellt, ſo kann man nichts mehr einwenden 
gegen ihre wirkliche Anſtellung, wie in vielen anderen Fällen. Andere höhere 
Anſtellungen bleiben doch noch freiwillig, ſie können von der Wahl und 
vielen ſpeziellen Umſtänden abhängen. Wenn ich aber den Juden das ver⸗ 
ſpreche, ſo muß ich es halten, und wenn ich es halte, was habe ich gethan? 
Ich habe den Armen, Unbemittelten, der nicht im Stande iſt, ſich einen 
Hauslehrer zu halten, genöthigt, die Erziehung ſeiner Kinder einem Juden 
anzuvertrauen, ich habe in die heiligſten Rechte gegriffen. Meine Herren! 
Es iſt hier nicht davon die Rede, den Juden mehr oder weniger Rechte 
einzuräumen, es iſt nicht davon die Rede, Toleranz, Humanität zu üben, es 
iſt aber die Rede davon, wenn die Frage bejaht wird, daß wir den größten 
Despotismus üben, der, glaube ich, jemals vorgekommen iſt . . (Beifall) 
indem man die Aeltern zwingen will, ihre eigenen Kinder gegen die Ueber⸗ 
zeugung von Millionen einem Juden anzuvertrauen. Denken Sie ſich in 
die Lage, Sie ſind Familienväter, die für ihre Kinder Hauslehrer haben, 
wenn man Sie zwingen wollte, den Chriſten fortzuſchicken und einen Juden 
für die Kinder anzunehmen, was würden Sie dann ſagen? Soll das den 
Armen geſchehen? Wenn ſo viel von chriſtlicher Toleranz und Humanität 
geſprochen worden iſt, ſo will ich auch noch einen Satz anführen, der hier 
gilt: was du nicht willſt, das man dir thue, das thue auch den Anderen 
nicht; und ich ſetze hinzu; was ihr — die Wohlhabenden — nicht wollt, das 
euch geſchähe, dazu zwingt den Armen nicht! (Beifall!) 

Abg. von Auerswald: Ich habe dem geehrten Abgeordneten der rhei⸗ 
niſchen Ritterſchaft, der vor kurzem dieſen Platz einnahm, für die Geſinnun⸗ 
gen und Anſichten, die er ausgeſprochen, meinen aufrichtigen Beifall gezollt, 
ich habe es um ſo eher gethan, als ich der Sache nach der Ueberzeugung 
war, daß feine Aeußerung auf einem vollſtändigen Mißverſtändniß beruhte. 
Es iſt bereits geſtern beſchloſſen, daß nur ſolche Aemter den Juden anver⸗ 
traut werden, welche das chriſtliche Glaubensbekenntniß nicht vorausſetzen, 
und hier zugleich wiederholt geſagt, daß fie von denjenigen Aemtern, welche 
ein chriſtliches Bekenntniß vorausſetzen, ausgeſchloſſen ſein ſollen. Es han⸗ 
delt ſich hier von Elementar-Lehrämtern, und man kann wohl keinen Zweifel 
haben, ob, wenn ein Lehramt zum chriſtlichen Religionsunterricht verpflichtet, 
wie es bei faſt allen Elementarlehrern, namentlich auf dem Lande, der Fall 
iſt, die Juden davon ausgeſchloſſen ſein ſollen. * 

Abg. Naumann: Ich habe im Weſentlichen denſelben Zweck, den das 
geehrte Mitglied hatte, welches vor mir auf dieſer Stelle ſtand, nämlich den 
Abgeordneten aus der Rhein-Provinz darauf aufmerkſam zu machen, daß in 
der Vefugniß, Jemanden als Lehrer anzuftellen, noch nicht die Verpflichtung 
liege, ihn unter allen Umſtänden anzuſtellen ... (Großer Lärm) und daß am 
allerwenigſten daraus die Nothwendigkeit für diejenigen Herren folge, welche 
ſo glücklich ſind, einen Hauslehrer halten zu können, auch einen Juden 
annehmen zu müſſen. (Der Abgeordnete Freiherr v. Gudenau widerſpricht, 
daß er dies behauptet habe.) Habe ich falſch verſtanden, ſo erledigt ſich das 
Geſagte. Der geehrte Abgeordete hat aber das ausdrücklich geſagt, daß mit 
der Annahme dieſer Beſtimmung die ärmeren Einwohner verpflichtet ſein 
würden, ihre Kinder in eine Schule zu ſchicken, an welcher jüdiſche Lehrer 
angeſtellt ſeien, weil es nicht in der Befugniß liegen würde, Juden nicht anzu⸗ 
ſtellen. Dieſe Vefugniß bleibt beſtehen, daß da, wo es nicht angemeſſen 
erſcheint, Juden anzuſtellen, ſie auch nicht anzuſtellen ſind; aber dagegen 
ſtimme ich, den Juden durch das Geſetz gar nicht für fähig zur Bekeidung 
des Lehramtes zu erklären. Die Beſtimmung, wie ſie von der Abtheilung 
vorgeſchlagen worden iſt, hat nur den Sinn: die Juden nicht auszu- 
ſchießen, woraus aber nicht folgt, daß ſie von Schulen, wo das chriſtliche 
Glaubensbekenntniß als wünſchenswerthes Requiſit des Lehrers erſcheint, 
nicht ausgeſchloſſen werden könnten. . 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Es iſt keineswegs meine Abſicht, 
die hohe Verſammlung noch länger von der Beſchlußnahme abzuhalten, die 
in der Sache zu faſſen iſt, obwohl ich noch reichen Stoff zu erörtern hätte. 
Ich kann demjenigen, was in Bezug auf die RNothwendigkeit des chriſtlichen 
Elementes in den Clemementarſchulen geſagt worden iſt, nur meinen vollen 
Beifall zollen; ich muß mir aber erlauben, die hohe Verſammlung auch 
darauf aufmerkſam zu machen, daß die Erhaltung dieſes Prinzips von glei⸗ 
cher Wichtigkeit für die Gymnaſten, für die Progymnaſien und für alle in 
ähnlicher Kategorie mit ihnen ſtehenden Schulen if. Auch dieſe Anflalten 
empfangen den Knaben ſchon von dem zehnten Jahre ſeines Lebens an, und 
Niemand wird glauben, dab ſchon in dieſem Alter die Erziehung, die in der 
Familie auf der Christlichen Grundlage begonnen hat, vollendet ſei. Der 
Jüngling fängt nur allmählig an, ſich feſter und ſelbſtſländiger zu entwickeln 
und auszubilden in Geſinnungen und den Wiſſenſchaften, welche dieſen An⸗ 

(JFortſetzung in der zweiten Beilage.) 0 s 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 

ſtalten als Unterrichtsgegenſtände zugewieſen ſind; aber bis zur höchſten Klaſſe 
dieſer Anſtalten iſt die Aufgabe nicht blos dahin gerichtet, Kenntniſſe mitzu⸗ 
theilen, ſondern der ganze Unterrichtsſtoff ift zugleich als Erziehungs- als 
Vildungsmittel zu betrachten, um ſowohl auf die geiſtige, als auf die Ge⸗ 
müths⸗Entwickelung des Menſchen hinzuwirken. Aeltern ſind gezwungen, 
ihre Kinder dieſen Anſtalten anzuvertrauen, und haben wohl ein Recht da⸗ 
rauf, daß ihre im Schooße des Chriſtenthums geborenen und in ſeinem Geiſte 
treu von ihnen bewahrten Kinder auch in den öffentlichen Schulen in dem⸗ 
ſelben Geiſte weiter erzogen und gebildet werden. Wer wollte ihnen dieſes 
Recht ſchmälern oder entziehen? Es würde meines Erachtens ein eben fo 
großes Unrecht ſein, dieſes erziehende Prinzip durch fremde Elemente an den 
gedachten Anſtalten zu trüben, als wenn dies in den Elementarſchulen ge— 
ſchähe. Ich muß wiederholen, was ich bei anderer Veranlaſſung ausge⸗ 
ſprochen habe, obwohl ich zu meinem Bedauern mißverfianden worden bin, 
indem man die von mir angedeutete chriſtliche Lebensgemeinſchaft auf etwas 
bezogen hat, wovon ich in meinen Gedanken am weiteſten entfernt geweſen 
bin. Ich habe nicht an den gemeinſchaſtlichen Speiſetiſch gedacht, ſondern 
an ein höheres Leben, an die chriſtliche Gemeinſchaft im Gebete, in der Er⸗ 
bauung, im Geſange, überhaupt in der Erhebung des Gemüthes zu Gott; 
nur dieſes Leben habe ich unter der chriſtlichen Lebensgemeinſchaft verſtanden, 
die ich erhalten zu ſehen wünſche in den bezeichneten Anſtalten, die zu erhal⸗ 
ten ich Sie dringend bitte, damit die Jugend, erzogen und gebildet auf 
chriſtlicher Grundlage, geſtärkt und genährt in jener chriſtlichen Lebensge⸗ 
meinſchaft, den Verſuchungen, denen fie in ihrem Leben und vielleicht nach 
den hier über die Lehr-Anſtalten gefaßten Beſchlüſſen in höherem Grade 
entgegengehen werden, um fo gerüſteter und befeſtiger entgegengehen können. 
(Großer Beifall; zugleich aber auch wiederholter Ruf nach Abſtimmung.) 

Marſchall: Es haben ſich noch einige Redner gemeldet. (Von allen 
Seiten: Abſtimmung, Abſtimmung!) Der Antrag der Majorität der Ab⸗ 
theilung geht dahin: „Juden können Schul-Aemter, zu welchen fie ſich ge⸗ 
ſchickt gemacht haben, verwalten, inſofern ſolche nicht ihrer Natur nach das 
chriſtliche Glaubensbekenntnih in ſich ſchließen, jedoch mit Ausnahme der 
für chriſtliche Kinder beſtimmten Elementarſchulen und der Vorſtands-Aemter. 
Das iſt der Vorſchlag der Majorität. Der andere Antrag, daß die Elemen⸗ 
tarſchulen und Vorſtands⸗Aemter mit eingeſchloſſen werden ſollen, hat keine 
Majorität für ſich. 

Referent Sperling: Die Anſicht iſt getheilt, es hat ſich überhaupt 
keine Majorität herausgeſtellt. g 

Marſchall: Wie ich die Abtheilung verſtehe, ſo haben 9 gegen, 5 für den 
erſt angegebenen Antrag geſtimmt, für den letzteren nur 4 Stimmen. Es fragt 
ſich alſo, ob der am weiteſten gehende Antrag hier Unterſtützung findet? (Es 
ergiebt ſich kein Reſultat.) 

Abg. Graf v. Merveldt: Ich trage auf Namens⸗Aufruf an. (Ein 
anderes Mitglied, ihm zur Seite, verlangt gleichfalls den Namens⸗Aufruf.) 

Marſchall: Ob der Namens⸗Aufruf verlangt wird? (Von allen 
Seiten: Nein, nein!) Ich werde alſo die Frage auf den Antrag der Ma⸗ 
jorität der Abtheilung ſtellen, und die Frage lautet hiernach fo: „Sollen 
Juden Schul⸗Aemter, zu welchen ſie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten 
können, infofern ſolche nicht ihrer Natur nach das chriſtliche Glaubensbe⸗ 
kenntniß in ſich ſchließen, jedoch von den Vorſtands⸗Aemtern und den für 
chriſtliche Kinder beſtimmten Elementarſchulen unbedingt ausgeſchloſſen bleiben?“ 
Diejenigen, die für dieſen Antrag ſtimmen, bitte ich aufzuſtehen. (Ein gro⸗ 
ßer Theil der Verſammlung erhebt ſich: ein anderer bleibt ſitzen.) Ich bitte 
die Herren Ordner, zu zählen. Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: 
Die Frage iſt mit 236 gegen 180 Stimmen verneint. Da dieſe Frage 
verneint iſt, ſo folgt hieraus, daß der Abſchnitt 5 des §. 35 ſtehen bleibt. 

Referent Sperling (lieſt vor): „§. 36. In Betreff der ſtändiſchen 
Rechte verbleibt es bei der beſtehenden Verfaſſung, und ſoweit deren Aus⸗ 
übung mit dem Grundbeſitz, zu deſſen Erwerbung die Juden nach §. 1 überall 
berechtigt find, verbunden iſt, ruhen dieſelben während ihrer Beſitzzeit. Die 
Verwaltung der Gerichtsbarkeit, wie des Patronats, desgleichen die Aufſicht 
über die Kommunal⸗Verwaltung und über das Kirchen-Vermögen wird, wo 
eine ſolche Aufſicht der Gutsherrſchaft zuſteht, von der betreffenden Staats⸗ 
und kirchlichen Behörde ausgeübt. Die Staats Behörde hat den Gerichts- 
halter und den Verwalter der Polizei» Gerichtsbarkeit zu ernennen. Der 
Beſitzer bleibt zur Tragung der damit verbundenen Koſten und ſonſtigen 
Laſten verpflichtet. Wo das Patronat einer Kommune zuſteht, können die 
jüdiſchen Mitglieder derſelben an deſſen Ausübung keinen Theil nehmen; ſie 
müffen aber die damit verknüpften Real⸗Laſten von ihren Veſitzungen gleich 
anderen Mitgliedern der Kommune tragen, auch ſind ſie als anſäſſige Dorfs⸗ 
oder Stadt-Gemeindes Mitglieder verpflichtet, von ihren Grundſtücken ſowohl 
die darauf haftenden kirchlichen Abgaben als auch die nach Maßgabe des 
Grundbeſitzes zu entrichtenden Beiträge zur Erhaltung der Kirchen-Syſteme 
u tragen.“ 
a Das Gutachten zu $. 36. Abſchnitt 1 lautet: § 36. des Gutachtens. 
Abſchnitt I. In Betreff der ſtändiſchen Rechte wird hier auf die befichende 
Verfaſſung verwieſen. Nach dieſer find die Juden von den Kreistagen, der 
aktiven und paſſiven Wahl der Landtags-Abgeordneten und ſogar von der 
allgemeinen Beſugniß, die ſtändiſche Uniform zu tragen, ausgeſchloſſen. Ab⸗ 
geſehen davon, daß dieſe Ausſchließung mehrerer Mitglieder dem allgemeinen 
Grundſatze „gleiche Pflichten, gleiche Rechte“, nicht entſprechend erſcheinen 
konnte, ſo mußte ſich auch bei ihnen folgende Betrachtung geltend machen. 
Da der Jude ſeit länger als dreißig Jahren über das Wohl ſeiner Stadt 
mitberathen hat, ohne daß daraus irgend ein Nachtheil für feine christlichen 
Mitbürger hervorgegangen iſt, ſo iſt auch kein Grund vorhanden, an ſeine 
Mitberathung über Angelegenheiten ſeines Kreiſes irgend eine Beſorgniß zu 
knüpfen. Auf den Kreistagen ſowohl, als auch auf den Landtagen, werden 
nicht die Intereſſen irgend einer Kirche, ſondern nur allgemeine bürgerliche 
Angelegenheiten verhandelt, welche die Juden eben ſo, wie die Chriſten, nahe 
angehen. Um hierüber Rath zu pflegen, wie es dem allgemeinen Beſten 
ſrommt, iſt nicht die Angehörigkeit zu einer beſtimmten Religions⸗Geſellſchaft, 
ſondern die allgemeine Bürger⸗Tugend erforderlich, für welche der Jude eben 
fo, wie der Chriſt, empfänglich iſt. Wenn der Jude in der Stadtverordne⸗ 


ten⸗Verſammlung der größten Städte der Monarchie an der Berathung über 
deren ſonſtige Intereſſen Theil nimmt, welcher Grund iſt dann vorhanden, 
ihn von der Theilnahme an der Wahl eines Landtags- Abgeordneten auszu⸗ 
ſchließen? Wird er endlich ſelbſt von feinen chriſtlichen Mitbürgern und 
Mitſtänden zu einem Landtags- Abgeordneten gewählt, fo läßt ſich auch mit 
voller Sicherheit annehmen, daß er dazu tüchtig fein werde. Dieſe Betrach⸗ 
tung führte dahin, daß die Abtheilung mit zehn Stimmen gegen drei ſich da> 
100 ee daß den Juden alle ſtändiſchen Rechte gleich den Chriſten beizu⸗ 
egen ſeien. 5 

5 Abg. Frhr. v. Gaffron: Ich habe in einer der früheren Debatten er⸗ 
klärt, daß ich zu der Ueberzeugung gelangt ſei, daß die Erweiterung der 
bürgerlichen Rechte der Juden in einem größeren Grade mit dem Wohle des 
Staates vereinbar fei, als ich nach früheren Anſichten ſelbſt geglaubt habe, 
ja ich habe zugleich die Ueberzeugung ausgeſprochen, daß dieſe Ausdehnung 
der bürgerlichen Rechte nach meiner Anſicht nicht in dem Maße ſtattſinden 
möchte, als fie bereits in der hohen Verſammlung beſchloſſen worden iſt, daß 
fie ferner ſich nicht auf die vollen Veſugniſſe der Ausübung ſtändiſcher Rechte 
erſtrecken möchte. Ich habe keine Veranlaſſung gefunden, von dieſer letzten 
Ueberzeugung abzuweichen. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich glaube, daß eben ſo wenig aus der 
Macht des Geldes wie aus der Macht des Geiſtes irgendwie Gefahr für die 
ſtändiſche Verſammlung durch die Theilnahme der Juden erwachſen kann, 
und ſtimme daher dafür, daß ihnen auch die Theilnahme an ſolchen Vers 
ſammlungen, wie das Recht der Kommunal- oder Gerichts-Verwaltung zuge⸗ 
ſtanden werden möge. 

Abg v. Beckerath: Wenn ein geehrtes Mitglied behauptet hat, daß 
der Geiſt des Chriſtenthums eine weſentliche Einwirkung auf die Geſetzge⸗ 
bung ausübe, ja, daß er die Grundlage unſerer Geſetzgebung ſei, ſo ſtimme 
ich dem vollkommen bei. Ich möchte aber einen Unterſchied machen zwiſchen 
dem Geiſt der Kirche und dem allgemeinen Geiſt des Chriſtenthums. Das 
kirchliche Leben muß ſorgfältig gepflegt werden, es iſt die individuelle Form. 
des chriſtlichen Geiſtes, und nur durch die Form kann der Inhalt ſich offen⸗ 
baren. Wenn es ſich aber darum handelt, den chriſtlichen Geiſt in feiner 
Allgemeinheit zu erfaſſen, ſo muß man vom Kirchlichen, vom Konfeſſtonellen 
abſtrahiren. Man muß anerkennen, daß der Geiſt des Chriſtenthums in 
unſerer Zeit das Leben des Volkes, unſere Sitten, unſere Literatur ſo durch⸗ 
dringt, daß nicht leicht ein gebildeter Menſch ſich der Einwirkung dieſes Geiſtes 
der Wahrheit und der Liebe entziehen kann. Seine äußeren Erſcheinungen 
ſind Humanität und Sittlichkeit, auf dieſen Grundlagen ruht unſere Geſetz⸗ 
gebung, auf dieſe Eigenſchaften kommt es an, wo es ſich um die Theilnahme 
an ſtändiſchen Verhandlungen handelt. Da aber bei den betreffenden Wahlen 
die Wähler gerade auf dieſe Eigenſchaften, der Natur der Sache nach, allein 
Rückſicht zu nehmen haben, fo ſehe ich keine Nothwendigkeit, irgend einen 


Unterſchied zu treffen zwiſchen Juden und Chriſten, in Beziehung auf die 


Ausübung ſtändiſcher Rechte Ich ſehe darin nicht allein keine Nothwendigkeit, 
ſondern ich würde es als eine Ungerechtigkeit erkennen, wenn man den Juden 
dieſe Rechte nicht zugeſteht. Es hat ein geehrtes Mitglied aus Pommern 
einen Vortrag gehalten, der ſehr gemiſchter Natur war. Er hat theils Er⸗ 
bauung, theils Beluſtigung hervorgerufen, alſo zwei ſehr heterogene Dinge 
mit einander verbunden. Ich will Sie nicht auf dieſen Vortrag zurückführen, 
nur eine Stelle deſſelben erlaube ich mir hervorzuheben. Der Redner hat 
Sie aufgefordert, Alle Miſſionaire zu werden und ihre armen jüdiſchen Brüder 
zu ſich zu erheben. Auch ich rufe Ihnen zu, meine Herren, ſeien Sie Miſſio⸗ 
naire, fo viel an Ihnen iſt, reißen Sie die Schranken, welche die Juden 
von den Chriſten trennen, nieder, wirken Sie dahin, daß nicht ferner ſtatt⸗ 
finde, was in der Denkſchrift aus dem Bericht des Ober-Lendesgerichts zu 
Marienwerder angeführt iſt. Es heißt darin, daß die niedrige Kulturſtufe, 
auf der ſich die Juden in jenem Landestheile noch befinden, zum Theil daher 
rühre, daß ſie daran gewöhnt ſeien, ſich ohnehin von den Chriſten verachtet 
zu ſehen. So lange wir die Juden nicht für würdig halten, hier unter uns 
zu ſitzen, ſo lange verachten wir ſie, und ſo lange wir ſie verachten, handeln 
wir gegen unſere Chriſtenpflicht, die darin beſteht, in Menſchen überall den 
Menſchen zu ehren! (Bravo!) 

Abg. v. Manteuffel II.: Ich möchte die hohe Verſammlung an den 
Beſchluß erinnern, der vor mehreren Wochen gefaßt worden iſt, wo nach 
meiner Meinung die Frage entſchieden wurde, ſo daß die Sache als eine 
abgemachte zu betrachten iſt. A 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich muß vorausſchicken, daß ich mich drei 
Wochen lang in demſelben Irrthum befunden habe, zu welchem ſich der ge- 
ehrte Redner vor mir ſo eben bekannt hat, indem auch ich glaubte, daß durch 
den Beſchluß, welchen die hohe Verſammlung am 20. Mai c. gefaßt, die 
jetzt. vorliegende Frage bereits entſchieden ſei. Die erſte damals geſtellte Frage 
lautet: „Soll die Ausübung der ſtändiſchen Rechte an keinerlei Art von re⸗ 
ligiöſen Glaubens-Bekenntniſſen gebunden ſein?“ Dieſe Frage wurde mit 
319 Stimmen gegen 158 Stimmen verneint. Die zweite Frage lautete: 
„Soll allen denen, die ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, die Ausübung 
der ſtändiſchen Rechte zugeſtanden werden?“ Dieſe Frage wurde mit großer 
Majorität bejaht. Ich habe, wie geſagt, geglaubt, die jetzt vorliegende Frage 
ſei ſchon damals entſchieden, weil ich vorausſetzen mußte, daß ſich die hohe 
Verſammlung in einer langen, faſt ermüdenden Debatte mit einem praktiſchen 
Gegenſtande habe beſchäftigen wollen. Praktiſch war aber die Beſchäftigung 
nur dann, wenn die Frage über die politiſchen Rechte der nicht chriſtlichen 
Bevölkerung auf die Juden bezogen wurde, da mit wenigen ganz ſingu⸗ 
fairen Ausnahmen der preußiſche Staat keine andere nicht chriſtliche Bewoh⸗ 
ner hat, und ich nicht vorausiegen durfte, die hohe Verſammlung habe ſich 
nach den Andeutungen eines geehrten Redners mit den Anbetern der Sonne, 
des Mondes und der Sterne beſchäftigen wollen. — Die Debatte der letzten 
drei Tage hat mich in dieſer Beziehung enttäuſcht, da ich anerkennen muß, 
daß eine wörtliche Entſcheidung der Frage über die Verleibung der politiſchen 
Rechte an die Juden damals nicht erfolgt iſt. 

Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt hat, fo ſchlieſe 
ich die — und werde den Vorſchlag, den die Abth. gemacht hat, zur 

rage ſtellen. 
8 Leine Stimme: Ich bite um namentliche Abſtimmung. 


Marſchall: Die Frage iſt noch nicht geftellt. Der Vorſchlag der Abth. 
geht 900 Ve den 8050 alle ſtändiſchen Rechte gleich den Chriſten beiges 
legt werden ſollen. Es iſt auf namentliche Abſtimmung angetragen worden, 
ich frage, ob dem Antrage beigetreten wird. — Er hat die nöthige Unter⸗ 
ſtützung gefunden, die namentliche Abſtimmung wird alſo erfolgen. Die Frage 
heißt: „Sollen den Juden alle ſtändiſchen Rechte gleich den Chriſten beigelegt 
werden?“ (Es erfolgt darüber die namentliche Abſtimmung.) Das Reſul⸗ 
tat der Abſtimmung iſt folgendes. Die Frage iſt mit 220 gegen 219 Stim⸗ 
men verneint. Damit ſchließe ich die heutige Sitzung. Morgen um 10 Uhr 
wird die heutige Berathung fortgeſetzt, und wenn wir noch Zeit übrig behal⸗ 
ten ſollten, folgen die auf der Tages⸗Ordnung bemerkten Gegenſtände. 

(Schluß der Sitzung Abends 44 Uhr.) 


Sitzung der Herren-Kurie am 16. Juni. 

Die Sitzung beginnt um 11 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls Fürſten 
zu Solms. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt. 

Marſchall: Wir kommen nun zur Verleſung der Mittheilung an die 
andere Kurie über den Antrag des Grafen Burghaus auf Aufhebung der 
unentgeltlichen Verpflichtung zum Schneeräumen auf Chauſſeen. 

(Dieſe Verleſung erfolgt durch den Grafen v. Sierſtorpff.) ö 

Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo iſt die Mittheilung genehmigt. Wir 
kommen zur Fortſetzung der geſtern abgebrochenen Berathung, und zwar zum 
zweiten Abſatz des §. 35. Ich bitte den Grafen Itzenplitz, ſeinen Platz als 
Referent einzunehmen. 8 

Referent Graf von Itzenplitz: 8. 35. des Gefeges iſt geſtern verleſen 
worden, ich werde alſo in dem Gutachten zum zweiten Abſchnitt des §. 35. 
fortfahren: „2) Rückſichtlich der mittelbaren Staats- und reſp. Kommunal- 
Aemter liegt die Sache etwas anders. Das Edikt vom 11. März 1812 fagt 
den Juden der damaligen preußiſchen Monarchie Gemeinde-Aemter zu, und 
was dieſe beanſpruchen könnten, wird der Landesherr, inſoweit es das Wohl 
des Staats geſtattet, gewiß gern auch ſeinen anderen jüdiſchen Unterthanen 
gewähren wollen. Es liegt hier wohl alle Veranlaſſung vor, zu Gunſten der 
Juden ſo weit zu gehen, als es die Verhältniſſe und die vorher entwickelten 
Grundſätze irgend geſtatten. Die Minorität der Abth. will daher auch den 
Juden die Zulaſſung zu allen Gemeinde-Aemtern zuerkennen und glaubt, daß 
dies aus dem Edikt von 1812 hergeleitet werden müſſe, und nicht beſchränkt 
werden könne. Der Geſetz-Entwurf verweiſt auf die darüber ergangenen be— 
fonderen Beſtimmungen; dies hat auch die Majorität der Abth. nicht gut zu 
heißen vermocht. Einmal iſt eine ſolche Verweiſung unbeſtimmt, und es ſind 
rückſichtlich der Juden endlich ſeſte und gleichartige Normen zu wünſchen. 
Zweitens aber würden nach dieſer Faſſung und dem Inhalt der angezogenen 
Geſetze die Juden in Swelm (in Weſtphalen) nicht Gemeinde-Vertreter ſein 
können, während ſie jenſeits des nächſten Berges, in Barmen, nach der rhei— 
niſchen Gemeindeordnung, welche nur wenige Jahre nach der weſtphäliſchen 
erging, dazu befähigt ſind. Wohl muß es überall einmal irgendwo eine 
Grenze geben, mit welcher ſich auch die Geſetzgebung ändern kann. Gewiß iſt 
aber wünſchenswerth, daß ein ſolcher Unterſchied irgend eine innere oder hi⸗ 
ſtoriſche Begründung habe, welche zwiſchen dem Rheinlande und der Gräf⸗ 
ſchaft Mark vergeblich geſucht werden möchte. Die richterlichen, polizeilichen 
und exekutiven Funktionen müſſen nach der Anſicht der Majorität der Abth. 
freilich auch hier (aus den oben entwickelten Gründen) den Juden verſagt 
bleiben, wo alſo mit den Kommunalämtern ſolche Funktionen verbunden ſind, 
da können die Juden auch dieſe nicht erhalten. Jene Funktionen werden von 
deu Gemeinde-Beamten auch in Delegation des Staats ausgeübt, und in dieſen 
find auch die Gemeinde⸗Veamten als Staats-Beamte zu betrachten. Es paßt 
alſo auch hier, was oben über den Staatsdienſt angeführt worden iſt, und 
das Edikt von 1812 hat mit dem Ausdruck: „Gemeinde-Aemter“ auch wohl 
ſolche Funktionen nicht gemeint. Es wird dies um ſo wahrſcheinlicher, da der 
folgende Paragraph rückſichtlich der „anderen öffentlichen Bedienungen und 
Staats-Aemter“ die weitere geſetzliche Beſtimmung vorbehält. Wird aber von 
dieſen anderen öffentlichen Bedienungen (mit welchen richterliche oder polizei— 
liche oder erekutive Gewalt verbunden iſt) abgeſehen, ſo iſt dann auch kein 
Grund vorhanden, den Juden die eigentlichen Gemeinde-Aemter (ohne ſolche 
Gewalt) zu verfagen. Es wird kein Nachtheil daraus entſtehen, wenn z. B. 
ein Jude durch das Vertrauen feiner Mitbürger zum Gemeinde- Vertreter, 
Stadtverordneten, Rathsherrn, Kämmerer oder Stadt-Sekretair berufen oder 
ſonſt beſtellt wird. Die Majorität der Abth. mit 4 gegen 3 Stimmen ſchlägt 
daher vor, das Geſetz rückſichtlich der Gemeinde-Aemter in folgender Weiſe 
zu faſſen: „die Juden können ſolche mittelbaren Staats- und Gemeinde-Aem⸗ 
ter bekleiden, mit denen keine Ausübung einer richterlichen, polizeilichen oder 
exekutiven Gewalt verbunden iſt.“ 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo iſt dem Antrage der 
Abth. beigetretrn. Zum nächſten. 

Referent Graf v. Itzenplitz (lieſt): „3) Der F. 35 will die Juden 
als Schiedsmänner nur für ihre Glaubensgenoſſen zulaſſen. Es iſt zu dieſer 
Beſchränkung ein Grund in der That nicht abzuſehen. Die Schiedsmänner 
haben bekanntlich keine richterliche Gewalt; ſie werden gewählt und vermitteln 
und regiſtriren nur Vergleiche; Niemand iſt aber verpflichtet, vor ihnen zu 
erſcheinen; ja der Citirte braucht ſich, wenn ihm der Schiedsmann kein 
Vertrauen einſlößt, nicht einmal zu entſchuldigen, ſondern er bleibt lediglich 
weg. Genießt alſo der Jude kein Vertrauen, ſo wird man ihn nicht wählen 
und noch weniger Jemand ſeine Hülfe nachſuchen oder vor ihm erſcheinen; 
genießt er aber Vertrauen, fo kann er nützen aber nie ſchaden. Die Abth. 
ſchlägt daher einſtimmig vor, den Paſſus ſo zu faſſen: „die Juden können zu 
Schiedsmännern gewählt werden;“ 

Mar ſchall: Es werden diejenigen, welche dem Antrage der Abtheilung 
beiſtimmen, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. Die Majorität hat ſich 
für den Antrag der Abtheilung ausgeſprochen, und wir kommen zu den 
weiteren Anträgen der Abtheilung. a 

Referent Graf Itzenplitz (lieſt vor); „uehnlich dürfte es ſich mit den 
Juſtiz⸗Kommiſſarien verhalten; auch fle haben weder richterliche, noch polizei⸗ 
liche, noch exekutive Functionen, und die Abtheilung iſt daher, um auch dieſe 
Verhältniſſe feſtzuſtellen, einſtimmig der Meinung, an dieſer Stelle hinzu⸗ 
fügen: „„Eben fo können dieſelben auch zu Juſtiz-Kommiſſarien beſtellt 
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werden“““ Dagegen hält diefelbe fie zur Veſtellung als Notarien wegen der 
Beglaubigung der Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht geeignet.“ 

Marſchall: Es handelt ſich darum, ob die Verſammlung dem Antrage 
der Abth. beigeſtimmt, welcher dahin geeichtet iſt, daß die Juden zu den Stel- 
len von Juſtiz-Kommiſſarien und Advokaten zuzulaſſen ſeien, inſofern nicht 
das Amt eines Notars damit verbunden iſt, und diejenigen, welche dieſem 
Vorſchlage beiſtimmen, würden das durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Rach⸗ 
dem die Stimmen abgezählt waren, bemerkt der Marſchall.) Es iſt der Fall 
eingetreten, daß Gleichheit der Stimmen vorliegt; es wird alſo, da ich mich 
für Annahme des Antrags erklärt habe, der Antrag der Abth. für angenom⸗ 
men anzuſehen ſein. Wir kommen zum nächſten Abſchnitt des §. 35. 

Referent (lieſt): „Was nun 4) die Zulaſſung der Juden zu akade⸗ 
miſchen Lehr-Aemtern betrifft, ſo ſagt in dieſer Beziehung das Edikt von 1812 
§. 8: Die Juden können akademiſche Lehr-Aemter, zu welchen fie ſich geſchickt 
gemacht haben, verwalten. Das auf Allerhöchſte Anordnung beruhende Pu⸗ 
blitandum vom 4. Dezember 1822 (Geſetz⸗Samml. pag. 224) hat diefe Bes 
ſtimmung, wegen der bei der Ausführung ſich zeigenden Mifverpältniffe, auf⸗ 
gehoben. Ob dies Publikandum des Staats⸗Miniſteriums ohne Mitabdruck 
und Publication der angezogenen Allerhöchſten Kabinets-Ordre für ein Geſetz 
zu erachten iſt, was die durch die Bundes-Akte garantirte Geſetzgebung von 
1812 aufheben konnte, könnte zweifelhaft erſcheinen. — Auf der anderen 
Seite können die bloßen Worte des Edikts von 1812 hier auch kaum ent⸗ 
ſcheiden. Der Geſetz-Entwurf will die Juden auf den Univerſttäten, deren 
Statuten es geſtatten, nur als Privat-Docenten und außerordentliche Pro- 
feſſoren in mathematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen Lehrfä— 
chern zulaſſen. Die Abth. hat ſich hiermit nicht einverſtanden erklärt und iſt 
der Anſicht, daß die Juden in den geeigneten Fakultäten auch als ordentliche 
Profeſſoron angeſtellt und zugelaſſen werden müſſen, wenn anders nicht Mif- 
ſtimmung und Kränkung faſt unvermeidlich herbeigeführt werden ſoll. Daß 
dagegen die Juden von der theologiſchen Fakultät ausgeſchloſſen bleiben müſ⸗ 
ſen, folgt aus der Natur der Sache. Zweifethafter erſcheint deren Zulaſſung 
bei der juriſtiſchen Fakultät. An ſich könnte ein Jude das römiſche Recht 
wohl ſo unbefangen lehren, als ein Chriſt; es iſt aber allgemeiner Gebrauch 
bei den Univerſitäten in Deutſchland, daß die Doktoren der Rechte für das 
weltliche und kanoniſche Recht zugleich promovirt werden, und nur in neues 
ſter Zeit iſt in einzelnen Fällen hiervon abgewichen worden. Wenn es nun 
wohl unzweifelhaft iſt, daß ein Jude nicht Lehrer des chriſtlichen Kirchenrechts 
fein kann, fo erſcheint es angemeſſener, fie auch von der juridiſchen Fa— 
kultät auszuſchließen. Dies wird noch mehr dadurch begründet, daß die Ju⸗ 
riſten-Fakultäten auch zuweilen noch Erkenntniſſe für ausländiſche Gerichte zu 
machen und alſo richterliche Functionen zu üben haben. Die Abtheilung trägt 
daher mit 6 gegen 1 Stimme dahin an: daß die Juden auch als ordentliche 
Profeſſoren der mediziniſchen und philoſophiſchen Fakultät zugelaſſen werden. 
Von den Aemtern eines Rektors oder Prorektors, eines Dekans und Senats⸗ 
Mitgliedes der Univerfität müſſen aber die Juden, nach den oben entwickelten 
Prinzipien, ausgeſchloſſen bleiben; denn mit dieſen ſind theilweis richterliche 
und polizeiliche Functionen über die Studenten verbunden. Die Special⸗ 
Statuten faſt aller Preußiſchen Univerſttäten, abgeſehen von der zu Berlin, 
ſchließen die Juden vom Lehramt aus. Wenn es einerſeits nicht die Abſicht 
des Geſetzgebers ſein kann, dieſe Statuten durch ein allgemeines Geſetz zu 
ändern, und dies auch nicht in der Anſicht der Abtheilung liegt, ſo können 
andererſeits dieſe Statuten durch Beſchluß der Aniverfität und Beſtäti⸗ 
gung des Landesherrn geändert werden, und einer ſolchen Aenderung durch 
das allgemeine Geſetz vorzugreifen, kann nicht rathſam erſcheinen. Die 
betreffende Stelle des Geſetzes wird daher anders, als vorgeſchlagen, zu faſſen 
fein und blos allgemein zu disponiren haben, ohne des Statutar-Rechtes zu 
gedenken, was bekanntlich ſtets neben den allgemeinen Geſetzen beſteht und 
dieſen vorgeht. Die jetzige Faſſung könnte eine für die Sache verfängliche 
genannt werden. 

Graf Dyhrn: Daß ich nicht nur mit dem Vorſchlage der Kommiſſion 
übereinſtimme, ſondern über den Vorſchlag noch hinausgehen möchte, darf 
ich nach meiner geſtrigen Abſtimmung und nach dem, was ich geſtern aus— 
geſprochen habe, wohl nicht erſt befürworten. Allerdings find unſere Univer⸗ 
ſitäten organiſch gegliederte Corporationen; aber ich glaube, daß ſie eben zu 
ihrem Rühme über die Baſis hinausgegangen find, auf der fie im Mittel⸗ 
alter errichtet worden find. Unſere Univerſitäten überragen nach meiner Ans 
ſicht die engliſchen ſo hoch, wie manche andere Einrichtung in England viel⸗ 
leicht unfere Einrichtung überragt. Das bleibe unſer Stolz, und wir dürfen 
es ausſprechen, daß dieſe Thatſache der Grund iſt, warum man bei keinem 
anderen Volke ſo viele wahrhaft gebildete Menſchen findet, als bei uns. Ich 
ſage: Menſchen; denn es kann ſehr viele gebildete Engländer, Franzoſen, 
Deutſche geben, aber die echtmenſchliche Bildung nirgends ſo verbreitet, ſo 
tief begründet, als in Deutſchland. Und wem verdanken wir das? Meine 
Herren! Das verdanken wir unferen Univerfitäten, das verdanken wir dem 
Umſtande, daß unſere Univerſitäten nicht ein ſo allgemeines Landes-Inſtitut 
geworden find, wie in Frankreich, daß aber auch unſere Univerſitäten nicht 
ſolche beſchränkte Corporationen geblieben ſind, als in England, ſondern daß 
die Univerſität bei uns wirklich die unjversilas litterarum geworden iſt. Das 
iſt unſer Stolz, und namentlich wir Preußen können eben darauf ſehr ſtolz 
fein; denn unſere Könige haben dieſe Univerſität als das ſchönſte Kleinod 
ihrer Krone erkannt. Darum haben fie fh eben dieſes gebildete Volk er⸗ 
zogen; Se. Majeſtät Selbſt hat die Freude und den Stelz, der Beherrſcher 
dieſes gebildeten Volkes zu ſein, in echt Königlichen Worten anerkannt. Wir 
aber ſind einig, daß wir in jeder Minute gern die Pflicht erfüllen werden, 
unſeren Herrſchern zu zeigen, daß fie nicht umſonſt Jahrhunderte lang dieſe 
ſchönen Univerſitäten erhalten haben. Ich muß nun geſtehen, ich ſehe nicht 
ein, wie man irgend Jemand von dieſer Univerfität ausschließen will, und 
das Geſetz ſelbſt thut dies auch keinesweges, ſondern verſchließt ihnen allein 
die höchſten Aemter der Univerſttät. Kommt es nun aber auf das Lehren, 
auf das Bilden auf der Univerſttät, wie geſagt worden iſt, beſonders an, ſo 
glaube ich, kann ein Privat⸗Dozent eben ſo viel wirken oder, wenn Sie 
lieber wollen, eben ſo viel ſchaden, als ein Professor ordinarius. 


(Schluß folgt.) 


